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G r u p p e V, bestehend aus Kapitel 10: Justiz. 
Spezialberichterstatter : Ma r k  (S. 2679). 
A u s s c h ußen t s c hli eßu n g e n, betxeffend Auf­
lösung der Volksgerichte, betreffend Ubertragung 
eines erhöhten Wirkungskreises an die Rechts­
p fleger, betreffend Wiedereinführung des vollen 
Berufungsrechtes im Strafverfahren und 
betreffend eine Novelle zum Straf tilgungs­
gesetz und zum Gesetz über die bedingte 
Entlassung (S. 2681). 

Anfragebeantwortungen: 

Eingelangt sind die Antworten 
des Bundesministers für Energiewirtschaft und 

Elektrifizierung auf die Anfrage der Abg. 
S e i l i n g e r  und Genossen (237 JA. B. zu 
275/J); 

des Bundesministers für Energiewirtschaft und 
Elektrifizierung auf die Anfrage der Abg. 
Fag e t h und Genossen (238/A. B. zu 276/J); 

des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abg. Ma r k  und Genossen 
(239JA. B. zu 255/J) . 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten. 

Präsident Kunschak: Die Sitzung ist e r  -
öff n e t. 

Die eingelangten Anträge 1 7 1  bis 1 73jA 
wurden den zuständigen Ausschüssen z u g e­
w i e s en.  

Die schriftliche Beantwortung der Anfragen 
255, 275 und 276jJ wurde den anfragenden 
Mitgliedern des Hauses übermittelt. 

Wir schreiten in der S p e z i a l d e b a t t e  über 
den Bundesvoranschlag weiter. In der Debatte 
zur Gruppe IV gelangt der Herr Abg. Doktor 
G o r b a c h  zum Wort. 

Abg. Dr. Gorbach: Hohes Haus! Der Herr 
Abg. K o p l e n i g  hat vorgestern, der Herr 
Abg. H o n n e r  gestern und die kommunisti­
schen Zeitungen haben sich vor Tagen und 
Wochen mit meiner Person beschäftigt. Daß 
man heute in einer kommunistischen Zeitung 
genannt, verunglimpft und herabgesetzt wird, 
gereicht einem bereits wieder zur besonderen 
Auszeichnung und Ehre. (Beifall bei der (JV P.) 
Die Kommunistische Partei hat mir damit 
jedenfalls einen Dienst erwiesen und ein 
Gutteil der Propaganda für meine Ideen frei­
willig auf ihre Kosten übernommen. Sie haben 
Kassandra-Rufe ausgestoßen, Österreich sei 
in Gefahr, tätlicher Hochverrat sei am Werke 
und die Moskauer Deklaration werde verletzt. 

Nun zu den Tatsachen. Worum dreht es 
sich eigentlich � Ich habe erklärt, daß Öster­
reich seit dreieinhalb Jahren der innere Friede 
mangelt. Ich habe meiner Meinung Ausdruck 
gegeben, daß dieser innere Friede nur her­
gestellt werden kann, wenn die National­
sozialistenfrage von Staats wegen und öster­
reichisch gelöst wird. Ich habe weiter verlaut­
bart, daß ich einen Amnestieausschuß er­
richtet habe, um dieses Ziel möglichst bald zu 
erreichen. Ich habe festgestellt, daß dieser 
Ausschuß die Aufgabe hat, den gutgesinnten 
und durch keine persönliche Schuld Belasteten 
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen, damit 
diesen Kreisen die Möglichkeit gegeben ist, 
auf gesetzlichem Boden die unerträglichen 
Härten des Verbotsgesetzes aufzuzeigen und 
Abänderungsvorschläge für die berufenen Stel­
len der Österreichischen Volkspartei auszu­
arbeiten. 

Das und nichts sonst, meine sehr ver­
ehrten Herren, sind die nüchternen Tat­
sachen. Was aber machen die kommunisti­
schen Abgeordneten und Redner daraus � 
Gorbach und die ÖVP sammeln den Führer­
stab der Nazi und bauen ihn in die eigene 
Partei ein! - Gorbach und die ÖVP ver­
schaffen den Nationalsozialisten legale partei­
IJolitische Betätigungsmöglichkeiten, denn in 
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diesen Aktionsausschüssen seien ausschließ­
lich Nationalsozialisten tätig. - Gorbach will 
dem Neofaschismus ein legales Betätigungs. 
feld sogar an der Spitze der ÖVP schaffen! -
Gorbach errichtet die berüchtigten volks· 
politischen Referate der VF wieder und 
proklamiert ein großdeutsches Programm! 
Diese Politik stünde im direkten Gegensatz 
zur Moskauer Deklaration und zur Unab. 
hängigkeitserklärung Österreichs vom Jahre 
1945. - Diese Politik Gorbachs und der 
ÖVP - so sagen sie - bedeutet daher Hoch· 
verrat! 

Die Gegenüberstellung der Tatsachen und 
dieser kommunistischen Behauptungen ergibt 
für sich schon den klaren Beweis dafür, daß 
hier von kommunistischer Seite der Versuch 
unternommen wird, uns die Schuld an einer 
eventuellen Zerreißung Österreichs in die 
Schuhe zu schieben. Diese Dinge sind zu 
wichtig, meine Herren, um totgeschwiegen 
zu werden! Hier muß einmal mit ihnen in 
Fraktur geredet werden, und das soll hiemit 
geschehen! 

Wer den inneren Frieden dieses gepeinigten 
Landes will, der wird von der KPÖ angeklagt, 
die Moskauer Deklaration und die Unabhängig. 
keitserklärung Österreichs zu verletzen. Meine 
Herren Kommunisten, dieser Trick wird Ihnen 
nicht gelingen! Sie haben Ihre Karten etwas 
zu früh aufgedeckt. Wenn Sie und Ihre 
Hintermänner derartige Pläne haben, dann 
werden Sie die Verantwortung dafür nicht 
auf jene abwälzen können, die Ihre dunklen 
Absichten durchschauen und das Kuckucksei 
erkennen, das Sie und Ihre Helfershelfer in 
das Nest der zweiten österreichischen Republik 
gelegt haben. 

Es handelt sich hiebei um das Verbotsgesetz 
sowohl in seiner ersten als auch in seiner 
jetzigen Fassung. Man hat es uns, wie Sie alle 
wissen, mit weiteren Verschärfungen und der 
Bemerkung aufgenötigt, daß wir ansonsten 
den Staatsvertrag nicht erhalten könnten. 
Wir haben deswegen das Gesetz angenommen 
und bei der Durchführung sogar manche 
Fleißaufgaben gemacht. Trotzdem haben wir 
weder den Staatsvertrag erhalten, noch wurde 
die militärische Besetzung in Österreich durch 
die vier Siegermächte aufgehoben . Die Folge 
davon ist, daß mehr als ein Viertel der öster· 
reichischen Bevölkerung unter diesem Gesetz 
leidet. An dieser Tatsache ändert auch eine 
an sich vollkommen unzureichende und durch 
verschärfte Ausführungsbestimmungen stark 
entwertete Amnestie nicht viel. 

Ein Viertel unseres Volkes wurde nicht nur 
als minderklassig erklärt und abgesondert, 
sondern auch in einen üblen Ruf gebracht. 
Verlust von Arbeitsplätzen, Maßregelungen, 

dauernde Unsicherheit waren für viele Men· 
sehen die Folge. Sie wurden mit Fragebogen 
und eidesstattlichen Erklärungen überschüttet, 
die rücksichtslos in das Privatleben des ein· 
zeInen eindrangen. Hervorragende Fachärzte, 
denen man nur Formaldelikte vorwerfen kann, 
arbeiten in Bergwerken, erstklassige Fach· 
leute aller Arbeitsgebiete sind als Hilfsarbeiter 
tätig oder wurden vom Ausland angeworben, 
das sie ungeachtet ihrer angeblich so straf· 
würdigen politischen Vergangenheit freudig 
aufnahm. Ein wesentlicher Teil unseres Mittel. 
standes und unserer Intelligenz wurde rück· 
sichtslos verproletarisiert.  

Das Kernproblem dieser Maßnahmen liegt 
darin, daß die unleugbare politische Schuld 
der ehemaligen Nationalsozialisten nicht nur 
durch die völlig berechtigte politische Aus· 
schaltung des betreffenden Personenkreises 
gesühnt wurde, sondern auch durch die wirt· 
schaftliche Vernichtung sowie durch die mensch· 
liehe und moralische Ächtung. Welche Folgen 
diese Art von Strafmaßnahmen mi.ch sich 
gezogen hat, das wissen wir alle. Wir alle 
kennen den schwärenden Punkt am Volks· 
körper Österreichs, und die noch das König. 
liehe in ihren Herzen tragen, das wir Mensch­
lichkeit nennen, wissen, daß es tausende und 
aber tausende unschuldige Frauen und Kinder 
gibt, die darben und leiden und nicht wissen, 
was sie morgen zu essen haben und womit 
sie sich übermorgen kleiden sollen. 

Meine Herren Abgeordneten, hier wird 
eine Saat sichtbar, die bewußt in die Erde 
Österreichs gelegt wurde. Menschen, innerlich 
zermürbt und hoffnungslos, von Haß erfüllt, 
die keinen Weg ins Freie mehr wissen, kein 
Licht sehen, reifen zu neuen Opfern extremer 
politischer Bewegungen heran, sie brauchen 
nur einen kleinen Schritt zu tun und stehen 
abermals im Lager des Nationalsozialismus 
oder des Kommunismus. Wir müssen die 
Mahnung verstehen, die uns die Tatsachen 
immer wieder zurufen. Wenn wir hier nicht 
den Weg zu einer wahren, wohlverstandenen 
Gerechtigkeit finden, werden wir es erleben, 
daß ein großer Teil unseres Volkes wieder 
hineingetrieben wird in einen Nationalismus, 
der noch roher und gewalttätiger ist als der, 
den wir erlebt haben, oder in einen radikalen 
Kommunismus. Zwischen diesen beiden Din· 
gen würde das Zerrbild einer korrupten Demo­
kratie verbleiben, die letzten Endes in einen 
dieser Abgründe stürzen würde. (Ruf bei der 
Ö V P: Das wollen sie ja haben!) Mit anderen 
Worten: Es ist nur ein kurzer Weg für die 
vielen Verzweifelten in die extreme politische 
Richtung des Nationalsozialismus oder Kom· 
munismus. Denn trotz einiger theoretischer 
Gegensätze zwischen den feindlichen Brüdern 
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bestehen die praktischen Ergebnisse hier wie 
dort in der völligen Knechtung und Ent­
würdigung des Einzelmenschen. Auch in den 
Methoden ist kaum ein Unterschied. Dort 
wurde ein Volk vergötzt, hier eine Klasse, 
Volk oder Klasse sollen durch Neid, Haß, 
Zerstörung und durch hemmungslose Macht­
politik zur diktatorischen Herrschaft über 
alles andere in der Welt gebracht werden. 
Das Ende besteht dann in beiden Fällen in der 
beispiellosen Gewaltherrschaft einer kleinen 
Schicht von Machthabern über die Masse 
recht- und wehrlos gemachter Einzelmenschen. 
Die Würde echten Menschentums wird hier 
wie dort vernichtet. Der Einzelmensch wird 
zu einer bloßen Nummer in einem solchen 
proletarisch-diktatorischen Ameisenstaat, wo 
letzten Endes über ihn ein Führerklüngel ent­
scheidet, ihn liquidiert oder einsetzt - je 
nach Belieben. Er wird zu einem willenlosen 
Werkzeug einer neu emporgestiegenen Herren­
schicht, die um so ärger ausartet, je traditions­
loser sie ist und je weniger sie sich Gott gegen­
über verantwortlich fühlt, weil sie ja jede 
höhere Macht über den Menschen grundsätzlich 
leugnet. 

Jawohl, meine Herren von der extremen 
Linken, auch ich sehe die nationalsozialistische 
Gefahr in dem Fortleben eines verkrampften 
Denkens, in der Verleugnung aller ethischen 
Grundsätze und in der wahnsinnigen Selbst­
überhebung der Menschen. Ich sehe diese 
Gefahr schon seit langem und erhebe seit 
Jahren immer wieder warnend und mahnend 
meine Stimme. Noch verfügen die unheilbaren 
Nationalsozialisten in Österreich über keine 
Organisation, noch haben sie keinen nennens­
werten Anhang, aber die innere Bereitschaft 
für ihre Bestrebungen muß wachsen, wenn 
wir die blinde Verfolgung und Diskriminierung 
aller ehemaligen Anhänger des Nationalsozia­
lismus fortsetzen. 

Klagen wir die schon einmal in die Irre 
Gegangenen nicht an, wenn sie sich nochmals 
in die Irre führen lassen! Haben wir ihnen denn 
eine bessere Welt gezeigt? Haben wir es ver­
mocht, ihnen zu beweisen, daß wir eine bessere 
Welt vertreten, als sie ihnen Hitler vorgezeigt 
und geschaffen hat? Hitler verherrlichte die 
brutale Gewalt als das einzig wirksame Mittel 
erfolgreicher Interessenvertretung. Hitler ist 

ist tot, und trotzdem verschwinden die 
Menschen heute immer wieder noch wie Steine 
im Meer! Hitler preßte die Menschen in den 
von ihm besetzten Ländern zur Zwangsarbeit. 
Hitler ist tot, aber der Menschenraub ist an 
der Tagesordnung, nicht nur im besetzten 
Deutschland! (Lebhafte Zustimmung.) Hitler 
unterdrückte jede freie Meinungsäußerung. 
Hitler ist tot, aber die freie Meinungsäußerung 
ist in gewissen Staaten Europas auch jetzt 
noch immer tödlich! (Erneute Zustimmung.) 
Hitler rüstete wie ein Wahnsinniger und schuf 
eine riesenhafte Militärmaschine. Hitler ist 
tot, aber der Wahnsinn des Wettrüstens geht 
weiter und riesenhafte Militärmaschinen werden 
aufgebaut! Genau wie Hitler sagen auch die 
heutigen Machthaber, daß sie es nur zur Ver­
teidigung und zum Zwecke der Erhaltung des 
Weltfriedens täten, und aus den Mündern, die 
einst den Pazifismus nicht genug rühmen 
konnten, ertönen nun prächtige Lobgesänge 
auf die glorreichen vaterländischen Armeen, 
die bereitstehen, einer freudig erbebenden 
Menschheit tiefes Glück und reichen Segen zu 
bescheren. (Abg. K opleni g: Sie halten eine 
Rechtfertigungsrede für H itler ! - Lebhafter 
Widerspruch bei der ÖV P.) Hitler vertrieb 
Millionen Menschen aus ihrer Heimat. Hitler 
ist tot, aber das Heer der Heimatlosen und 
unter den grausamsten Umständen brutal 
Vertriebenen ist unübersehbar geworden! 

Darum erhebe ich hier die Forderung, daß 
wir endlich Schluß machen mit diesem Wahn­
sinn. Machen wir endlich ein Ende mit der 
Menschenjagd, machen wir ein Ende mit der 
wirtschaftlichen Vernichtung unschuldiger 
Familien, bloß wegen Formaldelikten, die noch 
dazu erst rückwirkend konstruiert und in 
Kraft gesetzt wurden! Machen wir Schluß 
mit der Diffamierung so vieler Österreicher, 
machen wir ein Ende mit der aus reinen Partei­
gründen erfolgten Ausschaltung ausgezeich­
netor Fachleute! Beweisen wir durch die Tat, 
daß die Grundsätze und Methoden des N ational­
sozialismus nicht nur unsinnig und verwerflich 
waren, sondern daß wir sie auch praktisch 
überwinden können! Dann und nur dann ist 
dem Geist des Nationalsozialismus der Boden 
für immer entzogen. Allerdings ist dann auch 
der Kommunismus seiner Wirkungsmöglich­
keiten beraubt. (Beifall bei der ÖV P.) 

tot, aber die brutale Gewalt, sie regiert noch Daher werden Sie, meine Herren von der 
immer auf dieser Erde, und jeder Tag bringt KPÖ, wenig Glück haben mit Ihrer Anklage, 
uns neue Bestätigung dafür! Hitler sperrte die Sie gegen mich erheben, denn ich klage Sie 
seine politischen Gegner in Konzentrations- an, die Nationalsozialistenhetze nur deswegen 
lager und ließ sie dort zu Hunderttausenden, so heftig zu betreiben, damit auf diese Weise 
ja zu Millionen elend zugrundegehen. Zum immer mehr Menschen in tiefstes Elend ge­
Unterschied von den Nationalsozialisten ver- raton und sodann zu fanatischen Anhängern 
zichtet man heute nur darauf, sie fein säuber- des Kommunismus werden. Das ist Ihre Speku­
lich aufzuschreiben und zu verbuchen. Hitler / lation. (Abg. H onner: Wer hat denn das Nazi-
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gesetz beschlossen ?) Ich klage Sie der bewußten 
Förderung des Nationalsozialismus aber aus 
dem Grunde an, weil Ihnen eine solche Ent­
wicklung die Möglichkeit zur verstärkten Hetze 
und zur endgültigen Zerreißung des inneren 
Friedens unseres armen Landes gibt. (Abg. 
K oplenig: Sie hatten drei Jahre Ze,it gehoht, 
die Nazifrage zu lösen!) Ich klage Sie schließ­
lich der bewußten Förderung des National­
sozialismus im Hinblick darauf an, daß Ihnen 
eine solche Entwicklung den Anlaß liefern 
soll, Ihre dunklen Absichten mit den Mitteln 
der nackten Gewalt zu verwirklichen. (Abg. 
H onner: Drei Jahre habt Ihr nichts gemacht 
für die Nazi ! Wenn die Wahlen nicht vor de?' 
Tür stiinden, würdet Ihr auch weiter nichts 
machen! - Der Präsi dent gibt das Glocken­
zeichen.) 

Sie erheben unablässig das Geschrei, daß 
in der Verfolgung der Nationalsozialisten zu 
wenig geschieht. Sie sind verantwortlich für 
das, was nicht geschehen ist! (Abg. K oplenig: 
Sie haben regiert, Sie sind verantwortlich! -
Abg. H onne r: Schäbigen Stimmenfang wollen 
Sie betreiben, sonst gar nichts! - Abg. K 0 p 1 e­
nig: Sie hohen sogar die Gesetze sabotiert und 
nicht d'urchge führt! ) Wenn die beiden großen 
österreichischen Parteien nicht in Ihre Falle 
gehen, dann sch:r:eien die Kommunisten von 
Hochverrat und Verletzung der Moskauer 
Deklaration. (Abg. K oplenig: Sie führen 
Gesetze nicht durch, um Wahlpropaganda 
machen zu können! ) Wenn die beiden großen 
Parteien jedoch dem kommunistischen Ge­
schrei nachgeben und das Verbotsgesetz rück­
sichtsloser anwenden würden, dann wäre 
neues Elend für zehntausende Österreicher die 
logische Folge. (Abg. K oplenig: Sie haben 
das Amnestiegesetz nicht durchgeführt, weil Sie 
Wahlpropaganda brauchen!) Dann wäre das 
wiederum für Sie, meine Herren von der KPÖ, 
der gegebene Anlaß, in den Reihen der Ver­
armten, Verzweifelten und Haßerfüllten 
krebsen zu gehen, um neue Mitkämpfer zu 
gewinnen! (Lebhafter Beifall hei der () V P. -
Abg. H onne r: Sie haben das Nazigesetz ge­
schaUen, um die großen Kriegsverbrecher zu 
decken! ) Was wollen Sie denn an überzeugenden 
Argumenten vorbringen, Sie Apostel des Irr­
tums und der Gewalt! (Abg. H onner: Ihnen 
geht es nicht um die kleinen Nazi, sondern um 
den Schutz der großen, der Kriegsverbrecher, 
der Kollaborateure und Hochverräter, nicht aber 
um die kleinen Nazi! - Abg. W einberger: 
Wer wollte sie nach Rußland schicken ? - Abg. 
H onner: Nennen Sie die Namen Ihres 
A mnestieausschusse,Q J dann wird man es genauer 
sehen, was los ist! - Ruf bei der () V P: Die 
Großen sind längst bei der KP(j! - Der Pr äsi­
dent gibt das Glockenzeichen.) Ich bin Ihnen 
nicht unterworfen, daß ich Ihnen meine 

Meinung wie ein Unteroffizier mitteilen muß! 
(Abg. K oplenig: Sie scheuen sich, die Namen 
bekanntzugehen !) Um diesen Preis treiben Sie 
diese, übrigens bewußt, dem Neofaschismus in 
die Arme und nützen diese Entwicklung dann 
zu einer neuen Hetze gegen die staatserhalten­
den Kräfte Österreichs aus. Wenn jemand auf 
die Zerreißung Österreichs hinarbeitet, dann 
Sie, weil es Ihnen lieber wäre, wenigstens in 
einem Teil Österreichs herrschen zu können, 
als das ganze Land frei zu wissen! (Lebhafter 
Beifall bei den Parteigenossen. - Abg. H onner: 
Das ist die Methode : Haltet den Dieb! Auf diese 
Methode fällt Ihnen heute niemand mehr herein! 
- Abg. K op lenig: Sie beweisen es ieden Tag 
in der Praxis, worauf Sie hinauswollen!) 

Sie verstoßen gegen den Artikel I der Un­
abhängigkeitserklärung vom 27. April 1945, 
da Ihre Politik des Hasses und der Zerstörung, 
der brutalen Gewalt und der Diktatur unver­
einbar ist mit der Verfassung von 1 920, in 
deren Geist die demokratische Republik ent­
standen ist. (Abg. H onner: Wer ruft zum Haß 
auf? Ihr! - Abg. K oplenig: Ihn Propa­
ganda ist überhaupt nichts anderes als Haß­
propaganda!) Sie versündigen sich gegen den 
Artikel II dieser Erklärung, indem Sie zwar 
wohl den Anschluß des Jahres 1 938 für null 
und nichtig erklären, uns ÖsterreicherI). dafür 
aber einen anderen Anschluß in entgegen­
gesetzter Richtung· aufdrängen wollen. (Leb­
hafter Beifall bei den Parteigenossen. - Abg. 
K op lenig: Sie führen einen Anschluß durch! 
- Abg. H onner: Sie sind trotz Hitler der Alte 
geblieben! ) 

Der Zweck heiligt bei Ihnen die Mittel. 
Darum ist bei Ihnen auch jeder Zellenleiter 
und Ehrensturmführer ein großer, gefährlicher 
und verbrecherischer Nazi, insofern er nicht 
gerade Kommunist sein sollte. (Heiterkeit und 
Beifall bei der (j V P.) Dafür erfreuen sich die 
preußischen Generäle Paulus und Seydlitz 
Ihrer besonderen Gunst! In solchen Fällen 
spielt es natürlich keine Rolle, daß diese vorher 
wider ihre bessere Erkenntnis hunderttausende 
Deutsche und Österreicher im Dienste des 
Nationalsozialismus und Hitlers in den Tod 
geführt haben. Nun, da darf man eben nicht 
so kleinlich sein, nicht wahr, meine Herren 
Kommunistenl (Abg. H onner: Ihre Sym­
pathien haben die Gestapoagenten ! ) Darum 
spielt es Ihnen auch gar keine Rolle, lieber 
hunderttausende Menschen ungerechtfertigt 
in Zwangslager oder in Gefängnisse zu sperren, 
bevor Sie einen wirklichen politischen Gegner 
ungeschoren ließen. (Abg. H onner: Wieviele 
Generäle und Gestapo8chergen haben Sie unter 
Ihre Fittiche genommen? - Gegenrufe bei de', 
()V P.) Ich aber bin der Meinung, meine Herren, 
daß es besser ist, lieber hundert Schuldi"e 
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unbestraft zu lassen, als einen Unschuldigen 
zu verdammen! Das entspricht jedenfalls dem 
traditionellen österreichischen Rechtsemp­
finden. (Abg. K ople n i g: Deshalb wird in 
Osterreich auch kein Schuldiger bestraft!) Daher 
werden wir uns eben nie verstehen, meine sehr 
verehrten Herren, denn Sie sind Materialisten, 
für die auch die Menschen nur Material dar­
stellen. Für mich aber sind die hohen ethischen 
Begriffe maßgebend, die sich aus der christ­
lichen Weltanschauung ergeben. (Abg. K ople­
ni  g: Für d'ie Leute der oberen Zehntausend! 
Das sind Ihre ethischen Begriffe!) 

Gewiß, die volkspolitischen Referate der 
Vaterländischen Front sind uns seinerzeit von 
Hitler aufgezwungen worden, als er die große 
Macht hatte und niemand in der Welt ihm 
entgegentrat - auch Rußland nicht! Es ist 
richtig, daß diese Referate für Österreich 
damals eine große Gefahr darstellten, weil in 
diesem Rahmen ungestört offener Hochverrat 
betrieben werden konnte. Beides aber war 
nur deswegen möglich, weil die brutale Gewalt 
des damaligen Deutschen Reiches dahinter­
stand und weil, wie ich schon sagte, die übrige 
Welt uns im Stiche gelassen hatte. 

Hinter den ehemaligen Nationalsozialisten 
in den Amnestie-Aktionsausschüssen der ÖVP 
aber, meine sehr verehrten Herren von der 
KPÖ, steht nichts als die Not und das Elend 
von Hunderttausenden ; dahinter steht nichts 
als der gute Wille und die bessere Einsicht, 
dieser Not im Interesse Österreichs ein Ende 
zu setzen! (Abg. H o  n n e r: Der Geist der Vater­
ländischen Front von 1934! - Abg. K ople nig: 
Nennen Sie die N arnen des A rnnestiea �tsschusses ! ) 
Es liegt uns ferne, aus der Lösung der N ational­
sozialistenfrage ein parteipolitisches Geschäft 
zu machen. (Abg. D e n g le r: Da braucht Ihr 
wieder eine Liste, die Ihr weitergeben könnt! -
Abg. W e i n b e r g e r: Eine Verschleppungsliste!) 

Der Herr Abg. E i b e g g e r  hat gestern in 
seinen Ausführungen meinen Absichten und 
der Haltung der ÖVP in der Nationalsozia­
listenfrage nicht besonders freundliche Worte 
gewidmet. Ich war etwas überrascht, weil 
diese Feststellungen, von mir vielleicht nicht 
richtig kommentiert, das an sich sehr sachliche 
Bild, daß ich sonst von Herrn Abg. Eibegger 
habe, zu trüben imstande wären. Herr Abg. 
Eibegger, ist es nicht so, haben wir nicht beide 
die ehrliche Absicht, nicht etwa aus irgend­

Bestreben, eine bescheidene aber warm leuch­
tende Kerze am Altar der Gerechtigkeit immer 
wieder anzuzünden. So könnten wir beide auf 
Grund unserer Bemühungen diesen Weg mit 
einem Gesetzentwurf gekrönt sehen, den wir 
gemeinsam entworfen haben und in dem die 
Frage der Priorität keine Rolle spielen soll. 
Dann haben wir letzten Endes das erreicht, 
was wir bei der Behandlung dieser Frage haben 
wollen : nicht den ,\Vähler, sondern nur den 
Menschen und sein Schicksal in den V order­
grund gestellt zu haben. (Starker Beifall bei 
der 0 V P.) In diesem Sinne bitte ich Sie, meine 
Bestrebungen fürderhin zu verstehen. Wenn 
wir uns hier auf einer Linie finden, dann wird 
unsere Arbeit jedenfalls fruchtbar sein. Unsere 
Absicht ist es daher, zusammen mit der Sozia­
listischen Partei Österreichs an die Lösung 
dieses Problems heranzugehen. Von einer 
neofaschistischen Gefahr kann ebensowenig 
die Rede sein wie von einer Bedrohung der 
staatlichen Selbständigkeit Österreichs durch 
großdeutsche Bestrebungen. Auch das haben 
Sie mir ja vorgehalten . 

Meine Herren! Im übrigen ist Deutschland 
niedergebrochen, vierfach besetzt, in zwei 
Teile auseinandergerissen, ohnmächtig, aus­
geblutet und verarmt . Um unter solchen Um­
ständen von Österreich aus ein großdeutsches 
Programm zu proklamieren, müßte ich ein 
kompletter politischer Narr sein; aber selbst 
wenn ich ein solcher wäre, käme ich mit diesem 
Programm reichlich zu spät, da ja die Propa­
gandaflagge eines großen Reiches aller 
Deutschen bereits von Ihren kommunistischen 
Gesinnungsgenossen in der Ostzone entrollt 
wurde. (Abg. H onn er: Für die Einheit Deutsch­
lands, die Ihre Gesinnungsgenossen zen'eißen 
wollen!) Und zwar geschah dies im Auftrag 
und im Interesse gewisser Stellen, für die Sie 
selbst uns Österreichern weiszumachen suchen, 
daß die österreichische Sprache mit der 
deutschen Sprache nur sehr wenig, dafür aber 
umsomehr mit den slawischen Sprachen zu­
sammenhänge. (Fortgesetzte Zwischenr1tfe bei 
den Kommunisten.) Das schließt natürlich bei 
Ihrer dialektischen Wandelbarkeit (schallende 
II eiterkeit und Beifall bei der () V P) keineswegs 
fLUS, daß Sie morgen oder übermorgen wieder 
den Anschluß an Deutschland anstreben, so­
fern es mittlerweile kommunistisch geworden 
Hein sollte. (Starker Beifall bei der () V P.) 

welchen politischen Zweckmäßigkeitsgründen, Ich wiederhole, daß hinter den ehemaligen 
sondern im Namen des Rechts und der Gerech- �ationalsozialisten in den Amnestie-Aktions­
tigkeit, hier einen Weg zu gehen, an dessen ausschüssen keine ausländische Macht steht, 
Ende die glückliche Lösung steht � Ich glaube, wohl aber hinter Ihnen! Die ÖVP steht nach 
daß mir niemand vorwerfen darf und kann, wie vor auf dem Standpunkt, daß den subjektiv 
daß es sich bei meinen ehrlichen Absichten Schuldigen die ihnen gebührende Strafe zu­
etwa um einige Lecksalzbrocken für das liebe kommt. So verlangt es das Rechts- und Moral­
Stimmvieh handelt. Es ist mein ehrliches· gefühl unseres österreichischen Volkes. Die 
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ÖVP hat außerdem den ehemaligen, durch 
keine subjektive Schuld belasteten National­
sozialisten nichts vorgemacht, sie hat von 
allem Anfang an betont, daß unter den nun 
einmal obwaltenden Umständen ein langer und 
schwieriger Weg gegangen werden muß, ein 
Weg, der Geduld und Einsicht erfordert, ein 
Weg aber auch, der unbedingt zum Ziele 
führen muß, wenn beide Teile die ehrliche 
Absicht und den eisernen Willen haben, an 
dem einmal als richtig Erkannten unter allen 
Umständen festzuhalten. Unser Ziel lautet 
aber nach wie vor: innerer Friede, freie und 
glücklichere Menschen in einem freien und 
besseren Österreich! 

Aber eines möchte ich Ihnen noch sagen, 
damit ich diesen Vorwurf gleich vorwegnehme: 
Wenn wir Recht und Gerechtigkeit fordern, 
wenn wir für unglückliche Frauen und Kinder 
ehemaliger Nationalsozialisten eintreten, dann 
haben wir deshalb keinen Verlorenen-Sohn­
Komplex. (Abg. H onner:.J la Guido Schrnidt. 
Wir wissen, für welche Nazi Sie eint'reten! ) 
Wir wissen sehr wohl, daß es noch tausende 
Frauen und Männer gibt, die zu Opfern des 
Nationalsozialismus geworden sind. Selbst­
verständlich wird auch ihnen, und zwar in 
erster Linie, unsere Hilfe und Unterstützung 
zuteil. (Abg. H onner: Für die Guido Schmidt 
und Pfrimer treten Sie ein! - Abg. K oplenig: 
Jeder von Euch hat einen Hausnazi, für den er 
eintritt! ) 

Präsident Böhm (der inzwischen den Vorsitz 
übernommen hat): Ich bitte, den Redner nicht 
fortwährend zu unterbrechen! 

seiner Argumentation, dann erinnert mich dies 
an einen Ausspruch Tacitus' in den "Annalen". 
Man sagt, Geschichte wiederhole sich nicht, 
aber es gibt auch dort Parallelen, wenn Tacitus 
von einigen politischen Gruppen sprechen läßt: 
"Um die Regierung zu stürzen, tragen sie die 
Freiheit voran, um dann, wenn es ihnen ge­
lungen ist, die Freiheit selbst zu beseitigen." 
(Starker Bei/all bei der OVP. - Abg. Honner: 
So haben Sie 1930 bis 1934 gesprochen.' -
A bg. K 0 p 1 e n i g: Sie haben das schon einmal 
bewiesen, 1934 habt Ihr die Freiheit beseitigt.') 
Wir wenden uns gegen jene, die da von Demo­
kratie reden und die Diktatur meinen. Wir 
wenden uns gegen jene, die da von nationaler 
Einheit reden und letzten Endes den Sklaven­
staat darunter verstanden wissen wollen. 
(Abg. H onner: Die kapitalistische Sklaverei 
wollen Sie nicht nur aufrechterhalten, sondern 
noch verstärken.' - Glockenzeichen des Präsi­
denten Böhm.) Wir wenden uns gegen jene, 
die da von Recht reden und die Rache und die 
Gewalt als die einzigen Maßnahmen wollen. 
(Lebhafte Zwischenrufe und Gegenrufe. - Abg. 
W e i nberger: Wir haben ge lernt, Ihr aber habt 
nichts gelernt!) 

Die ÖVP kann sich aber ohne Schädi­
gung ihrer Ziele und Absichten in bezug auf 
die eingeleitete Befriedungsaktion schärfstens 
gegen alle sogenannten N eonazi wenden, denn 
an diese hat sie niemals appelliert. Unser 
Bestreben hat ja den Zweck, der kleinen Schar 
unbelehrbarer N ationalsozialisten jeden Zu­
wachs aus dem zurückgesetzten und verfolgten 
Viertteil unseres Volkes für immer abzuschnei­
den. In diesem Sinne strebt die Österreichische 

Abg. Dr. Gorbach (fortsetzend): Die Auf- Volkspartei auch eine endgültige KlarsteIlung 
regung und die Ausbrüche auf kommunistischer hinsichtlich . der Bezeichnung ehemalige 
Seite beweisen, daß wir Ihnen auf eines Ihrer Nationalsozialisten und Neo-Nazisten an. 
empfindlichsten Hühneraugen gestiegen sind. Für uns von der Österreichischen Volks-
Wenn ich Sie so sehe, Herr Abg. H o n n e r  . . .  
(Abg. Honner: Für Ihre Nazi treten Sie ein, mit partei bestehen die ehemaligen N ational-

denen Sie aus der früheren Zeit verbunden sind! sozialisten aus zwei Gruppen: Die erste Gruppe 

Wir wollen die Nazi/rage allgemein regeln, nicht umfaßt, ohne Unterschied ihrer jetzigen poli­

nur für Ihn Hausnazi ! _ Gegenrufe bei der tischen Einstellung, alle jene, die die Fehler 
.x und Irrtümer ihrer früheren Weltanschauung uVP. - Präsident Böhm gibt das Glocken- . d . I . I' . f" . h ) W . h S' h H Ab 

SOWIe er natlOna SOZla Istischen Staats uhrung ze�c en. enn IC le so se e, err - g. k d '  h d d k 
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' h H ' h d P a en usammen ruc 1 res artelsystems g. op e nt g: W'l,SC en etmwe r un .. hr h k t h b D' M h 
Nazi ist kein großer Unterschied! _ Abg' j �rs
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H F" d' N . d' d K sm In unseren ugen eme a lOna SOZla-on n e r: ur �e az�, te aus �m �rne�- listen mehr. Sie immer noch als solche zu be-
burger Programm hervorgegangen s�nd, fur d�e . h . t '  rt' h V b h d 

. 
treten Sie ein! _ Lärm. _ Andauernde 

zelC n.en, IS e�n po 1 ISC es �r r�c en, a �Ie 

Z . h f b . d K '  . te ) auf dIese Welse gewaltsam In eme Gemem-
w�sc enru e e� en ommunts n. . . . . schaft hinemgestoßen werden, aus der sie SICh 
Präsident Böhm: Herr Abg. H o n ner, der bereits längst gelöst haben (Abg. H onne r: 

Herr Abg. Dr. Gorbach hat das Wort. Von Ihnen bewußt hi.neingestoßen!) und mit 

Abg. Dr. Gorbach (fortsetzend): Wenn ich 
den Herrn Abg. Honner in seiner Erregung 
sehe, in seiner ganzen Art �er Abwehr und 

der sie nichts zu tun haben wollen. (Abg. 
H onne r: Diese Gruppe brauchen Sie, um die 
zweite Gruppe zu schützen! - Präsident Bö h m 
gibt das Glockenzeichen.) 
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Die zweite Gruppe besteht für uns aus jenen, achtens die allgemein gültige Form für die 
die nichts dazu gelernt haben, sondern immer Wiederaufrichtung eines freien und glücklichen 
noch in den alten Irrtümern verharren und Menschengeschlechtes. Über dem Niedergang 
sich trotz des grauenhaften Elends, das ihre des Hasses wollen wir einander, wo immer wir 
Herrschaft über Deutschland und Österreich stehen und guten "Villens sind, die Hände 
gebracht hat, noch immer zur Führung berufen reichen! (Stürmischer Beifall und Hände­
fühlen. Es sind jene Elemente, deren ganze klatschen bei der ÖV P.) 
'Weisheit angesichts der von ihnen herbei-
geführten Weltkatastrophe in dem Wunsch Abg. Ferdinanda Flossmann: Hohes Haus! 
besteht, noch mehr politische Gegner aus- Das Ministerium des Inneren ist unbestreitbar 
rotten zu können. In diesen Fällen handelt jenes Ministerium, das mit den verschieden­
es sich aber um echte Nationalsozialisten, und artigsten Agenden betraut ist, die in ihrer 
ich wüßte bei Gott nicht, was an ihrer Ein- endgültigen Erfüllung oder Nichterfüllung in 

stellung neu sein sollte. Maßloses Unheil ist das Leben jedes einzelnen Staatsbürgers auf 
von diesen Leuten angerichtet worden, und das tiefste einschneiden. Ich möchte aus dem 
wer sich heute noch zu diesen Grundsätzen mannigfaltigen und großen Arbeitsgebiet dieses 
bekennt, die sie verschuldet haben, dem sage l\finisteriums nur einige mir als Frau besonders 
ich namens der ÖVP unversöhnlichen Kampf wichtig erscheinende Punkte herausgreifen, 
an. Kampf aber nicht aus Rache, weil ich und zwar folgende: 
selbst fünfeinhalb Jahre in einem Konzen- Die oberste und höchste Aufgabe des Innen­
trationslager verbringen mußte, sondern in der ministeriums ist es, für die innere Ruhe, für 
Erkenntnis, daß Irren und Verbrechern das die Sicherheit des Staates, aber darüber hinaus 
Handwerk gelegt werden muß. auch für die persönliche Sicherheit jedes 

Gerade aber um dieses Kampfes willen er- einzelnen Staatsbürgers Sorge zu tragen. Bei 
kläre ich auch namens der ÖVP feierlich, daß der vorjährigen Budgetdebatte wurde be­
wir allen Einsichtsvollen, die nicht persönliche dauernd hervorgehoben, daß in dem Budget 
Schuld auf sich geladen haben, die Hand zur zu wenig Mittel aufgewendet werden konnten, 
Versöhnung bieten, daß wir ihnen gegenüber um die Schulung und Ausrüstung der Exe­
rasch und gründlich Schluß machen wollen kutivorgane, besonders der Gendarmerie, auf 
mit jeder Verfolgung und jeder Zurücksetzung. ein höheres Niveau zu bringen. Wir begrüßen 
"Vir stellen keine Gegenrechnung auf und wir daher, daß es heuer trotz der angespannten 
verlangen von denen, denen wir helfen wollen, Finanzlage möglich war, einen Ausweg zu 
auch nicht, daß sie dafür Anhänger unserer finden und diese Ziffern zu erhöhen. Wir 
Partei werden sollen. Sagen Sie mir einen, hoffen, daß dadurch auch jene Männer, die 
meine sehr Verehrten, dem ich irgendein Mit- mit einer der schwersten Aufgaben gerade 
gliedsbuch vorgehalten oder in diesem Zu- heute in der so unsicheren Zeit betraut sind, 
sammenhange eine Unterschrift abgenötigt durch bessere Schulung und Ausrüstung in die 
habe. Ich höre allerdings, daß es in gewissen Vor- La:ge ve�setzt werden, ihren Dienstob�egen­
zimmern der Sozialistischen Partei soweit es helten leIChter nachzukommen und damIt dem 
sich um den sozialistischen Akademdwrverband I gesamten Volk bessere Dienste zu leisten als 
handelt, anders gehandhabt werden soll. Ich b

.
�sh�r. Wir .könne� nicht all�in von der per­

konnte darüber allerdings noch keine Unter- sonlIchen SI?herheIt
. 

des emz.elnen red�n, 
suchung anstellen. sondern es Ist damIt noch em wesentlIch 

Höheres verbunden: Wenn wir von der Sicher-
Wir verlangen von den ehemaligen National- heit des Staates sprechen, haben wir doch 

sozialisten nur, daß sie treu zu Österreich und damit nicht allein den Abbau der Unsicher­
zu seiner Sendung im Rahmen eines einigen heit unserer Straßen im Auge, sondern vor 
christlichen Abendlandes stehen. Diese öster- allem die Sorge, daß die neuaufgebaute demo­
reichische Sendung kann nur in einem liegen: kl'atische Grundlage der zweiten öster­
Wir müssen wieder lernen, auf die Stimme des reichischen Republik gewahrt und gefestigt 
Gewissens oder Gottes, wenn Sie wollen, in werde. 
unserem eigenen Herzen zu hören, oder wir Als wir im Oktober 1948 aus der Presse ent-werden alle zu ferngelenkten Robotern und zu h k t d ß b· · G . d M h· b d ·l · .

. r h 
ne men onn en, a el emer e11181n e-ase men estan tel en emer entgot� le ten i tagung in Hall in Tirol besonders hervor-und gnadenlosen ·Welt. Darum geht dIe Ent- h b d l' b . h d t di h . . ge 0 en wur e, man la e SIC or um e sc eIdllng und um lllchts anderes . Ausarbeitung eines Entwurfes einer neuen 

Peter Rosegger, der steirische Dichter, hat Gemeindewahlordnung bemüht, die sich durch 
seinerzeit das Stück "Am Tage des Gerichtes" eine besonders demokratische Fassung aus­
geschrieben. Dieses gipfelt in seiner Sentenz: zeichnet, haben wir begrüßt, daß so etwas 
"Dem Haß bin ich gestanden, die Liebe aber möglich ist. Wir haben zwar über diesen Ent­
wirft mich nieder 1" Das allein ist meines Er- wurf bis heute nichts weiter gehört, aber wir 

226 
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wollen hoffen, daß er beispielgebend für die 
Sicherung der Demokratie sei. Wenn ich dieses 
Beispiel hier einschalte, so deshalb, weil ich 
dem eine Gegenüberstellung·vortragen möchte. 
In dem gleichen Land Tirol, wo man mit einem 
gewissen und wahrscheinlich auch berechtigten 
Stolz auf das Werden dieser demokratischesten 
aller Gemeindewahlordnungen von morgen 
hinweist, werden zur gleichen Zeit noch Briefe 
verschickt, die sich an "Seine Hochgeboren 
Herrn Ernst Grafen Wolkenstein" richten. 
Das wäre noch ganz schön. Aber dieser Herr 
Hochgeborene wird dabei gebeten, er 
möge bei der gefertigten Tiroler Adelsmatrikel 
in geschäftlichen Angelegenheiten doch ehe­
baldigst vorsprechen. Vorsorglich wird auch 
noch bestätigt, daß der Empfänger dieses 
Briefes Mitglied dieser Adelsmatrikel sei. Nun 
ist es etwas eigenartig, wenn man in der heutigen 
Zeit solche Sorgen hat und auf der anderen 
Seite im gleichen Land, ausgehend von dieser 
Gemeindewahlordnung, so stolz auf die Festi­
gung der Demokratie ist. 

Wir wollen uns mit derartigen Dingen nicht 
länger auf halten, wir wollen nur eines sagen: 
Solange solche Dinge reines Privatvergnügen 
sind, sei es niemandem benommen. Wenn wir 
aber auf der anderen Seite von Demokratie 
und Republik reden, dann wollen wir uns 
gegen solche Dinge aussprechen; denn wir 
wollen nicht haben, daß über die persönliche 
Liebhaberei hinaus Gedanken entstehen oder 
in das Volk getragen werden könnten, die viel­
leicht doch nicht so rein republikanisch und 
demokratisch sind, wie wir es im Interesse 
unseres Staates wünschen müssen. 

Eine zweite große Aufgabe, mit der ebenfalls 
das Innenministerium betraut ist, ist die 
Lenkung und Überprüfung der Preisgestal­
tung. Da möchte ich als Beispiel etwas ein­
schalten, das draußen auf dem Land immer 
wieder an jeden einzelnen von uns heran­
getragen wird. Es wurde im Laufe der Debatte 
schon gesprochen über die Gesetze und über 
deren Handhabung, die dazu dienen sollen, 
übermäßige Preistreibereien zu bestrafen. Wir 
wollen nicht untersuchen, wie weit diese Ge­
setze wirklich durchgreifend in Anwendung 
gebracht worden sind. Aber eines ist richtig. 
Wenn man in die ländlichen Bezirke hinaus­
kommt, muß man immer wieder hören, daß 
dort Strafen wohl verhängt werden, wenn 
zum Beispiel jemand einen Ochsen verkauft. 
Oder es kommt sogar vor, wenn auch ander­
seits immer wieder behauptet wird, die Preise 
für Pferde seien horrend, daß so ein armes edles 
Tier geschlachtet und verkauft wird; dafür 
gibt es auch eine Strafe. Aber es scheint fast, 
als ob zum Beispiel die Niederösterreicher 
hiefür einen eigenen Schlüssel hätten. Es 
wurden mir Fälle erzählt, bei denen immer die 

gleiche herabgesetzte Strafe herauskam. Wird 
zum Beispiel ein Mann, der sich gegen dieses 
Gesetz vergangen hat, mit 5000 S bestraft, 
wird ihm diese Strafe auf 50 S herabgesetzt; 
wird er mit 1000 S bestraft, auf 1 0  S, wird er 
mit 2000 S bestraft, auf 20 S. Daher kam ich 
in meiner einfachen Berechnungsart zu dem 
Schluß, daß das eben ein Schlüssel ist, den man 
eingeführt hat und der fortlaufend so gehand­
habt wird. Dagegen müssen wir uns im Namen 
aller arbeitenden Bevölkerungsschichten Öster­
reichs auf das entschiedenste aussprechen 
(lebhafte Zustimmung bei den Sozialisten) und 
an das Innenministerium die Bitte richten, 
diesen Kompetenzkreis der Länder zu über­
prüfen. Anderseits muß aufgezeigt werden 
- es war immer so, es ist so und es wird leider 
immer so bleiben -, daß das Einkommen der 
Lohnempfänger nach Tabellen besteuert wird; 
da gibt es nicht viel herumzudeuteln, da gibt 
es nicht viel abzuschreiben und nicht viele 
Möglichkeiten, mit niedereren- Steuersätzen 
wegzukommen. Die Lohnsteuer ist wirklich 
das Rückgrat unseres Finanzhaushaltes ge­
blieben. Aber wenn man den Leuten immer 
wieder erklärt, warum die Steueranspannungen 
heute so besonders hoch sein müssen, ihnen 
über die budgetären Verhältnisse des Staates 
einen Vortrag hält und dann ein Steuerträger 
aufsteht und einem das erwidert, was soll man 
da als Volksvertreter sagen 1 

Es ist dabei auch noch folgendes zu be­
denken: Es ist uns ja bewußt - und es soll 
jeder Volksvertreter in der Öffentlichkeit 
darauf aufmerksam machen -, daß man nicht 
neben jeden, der heute über solche Konsum­
güter verfügt, weil er Produzent oder Geschäfts­
inhaber ist, einen Gendarmen oder einen Poli­
zisten hinstellen kann, um genau zu über­
prüfen, ob er allen Vorschriften, die es dafür 
und dagegen gibt, auch gerecht wird. Wir 
müssen an die gesamte Bevölkerung appel­
lieren, hier mitzuhelfen. Ich darf nicht davor 
zurückschrecken, daß ich mich selbst mit 
meinem Nachbarn oder Freund verfeinde, ich 
muß die Exekutive in diesem Kampf unter­
stützen, denn es ist ein Kampf gegen die Demo­
ralisierung, die sich in der Nachkriegszeit nicht 
allein in Österreich breitgemacht hat. Ich 
bin die Letzte, die Österreich und seine 
Leistungen verkleinern würde. In jedem Staat 
ist wie nach allen Kriegen eine Demorali­
sierung festzustellen. Aber wir müssen aufrecht 
dastehen, wir müssen mit denjenigen, die die 
Demoralisierung und die Schäden, die aus ihr 
entspringen, erkannt haben, den Mut haben, 
als die Gerechten aufzutreten, und müssen den 
Exekutivorganen helfen. Die Bevölkerung 
muß also mithelfen. Wenn wir heute aus der 
Tagespresse entnehmen können, daß bereits 
in 791 Fällen Strafen in einem Ausmaß von 
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377.600 S, also ganz namhafte Geldstrafen, waren über 6000 - Staatsbürgerschaftsnach. 
über verschiedene Geschäftsleute verhängt weise zur Verfügung gestellt hat, weil es ja 
worden sind, dann begrüßen wir das und hoffen, bekannt ist, daß viele Kriegsgefangene ihrer 
daß die Presse künftig auch das Recht haben Heimat und ihrer Familie mit der Begründung 
wird, alle diese Fälle der Öffentlichkeit be. nicht wiedergegeben werden können, weil ihre 
kanntzugeben. Die Öffentlichkeit wird ihr dafür Staatsbürgerschaft nicht geklärt sei. Man 
dankbar sein. Es wird ein Aufatmen durch die wollte hier abhelfen. Und die Antwort? Die 
Bevölkerung gehen. Wir müssen alle diese Antwort darauf war, daß die Einsendung 
Kreise, die sich bisher immer noch zu den· weiterer solcher Nachweise und Dokumente 
jenigen Gruppen stellen," die sozusagen die nicht erwünscht sei. Und da fragen wir jetzt, 
letzten Möglichkeiten, für sich Sondergewinne und ich möchte die Gabe haben, daß sich 
herauszuholen, wahrnehmen wollen, aufzeigen in meine Worte all dieses Leid und diese Sehn­
und dürfen nicht vergessen, daß wir es einzig I sucht einschalten könnte, daß ich mit dem 
und allein der hohen Moral des Arbeiters und Munde und mit der Seele all dieser Frauen 
Angestellten verdanken, daß wir heute mit und Kinder sprechen und die Worte zu einer 
der Eisenbahn fahren können und Licht haben, einzigen Frage formen könnte: Man soll 
jener Arbeiter und Angestellten, die, obwohl sie uns sagen, was wir tun sollen, damit wir mit. 
nur eine kärgliche Nahrung hatten, auf den helfen können, daß die Menschen nach Hause 
unsicheren Straßen ohne Beleuchtung an ihre kommen, die jetzt im vierten Nachkriegsjahr 
Arbeitsplätze gegangen sind. (Zustimmung.) noch immer in der Fremde gehalten werden t 
Daher hat diese Bevölkerungsgruppe auch ein (Starker Beifall bei den Sozialisten.) Wir sind 
Recht, an alle anderen mit aller Entschieden· zu allem bereit. Aber bei diesem Kapitel ver­
heit zu appellieren, daß endlich auch sie ihre stummen eben die Zwischenrufer, weil sie dazu 
Pflicht zu erfüllen haben. Sie dürfen sich nicht nicht reden können . Fast würden sie mir leid 
außerhalb des Kreises derjenigen stellen, die tun, die Herren von der äußersten Linken, daß 
ein Opfer nach dem anderen auf sich nehmen. sie hier als Menschen zum Schweigen verurteilt 

Ab hli ß d .. ht . h ch . A f sind. Wenn man so manchmal hört - ich sc e en moc e lC no zu eInem u ·  . . . . . . 

gabenkreis des so viel belasteten Innenmini- �eiß mcht, o.b es stIm�t und WIe welt es rIChtIg 
steriums und zu einer Frage kommen, die uns 1st -, daß 

.
wlr den KrIe�sgefangenen . am besten 

herzlich wehtut. Ein Jahr um das andere ver. dadu�ch dIenen,. da� WIr alle schwelgen, da
.
nn 

geht und immer wieder müssen wir die Budget. sage lOh offen hIer 1m Hause: Das glaube lOh 
deb�tte und andere Gelegenheiten benütze n nicht! Wir können dieses Elend nicht tot· 
um diese Frage die wir als drückend ja scho ' schweigen! Denn es sind uns Staaten bekannt, 
als Schande empfinden, aufs neue adfzurollen 

n 
in de�en ü?er diese Frage �eschwiegen wu�de, 

. und dIe KrIegsgefangenen smd auch dort mcht 
Jetzt bei der Debatte, während der Rede des nach Hause gekehrt. Wir wollen zu diesem 

Herrn Abg. G o r b a c h, habe ich mir so gedacht: Leid nicht auch die schwere moralische Schuld 
Was würde eine Frau, deren Mann noch nicht auf uns nehmen, daß wir über dieses Elend 
heimgekehrt ist, fühlen, wenn sie da oben auf mit Schweigen hinweggingen. Wenn heute 
der Galerie säße 1 Was würden Kinder denken, hier der schöne Satz ausgesprochen wurde -
die schon zu denken vermögen und sich nach zumindest mir hat er gut gefallen -, daß man 
ihrem Vater sehnen, wenn hier eine erhitzte für diejenigen, die einer Irrlehre nachgerannt 
und erregte Wechselrede entstehen kann, weil sind und niemandem geschadet haben, sondern 
es sich um Schuld und Nichtschuld, um das höchstens Schaden erleiden mußten, eine warm­
Abmessen von größerer oder kleinerer Schuld ieuchtende Kerze auf dem Altar der Gerechtig­
einer bestimmten Menschengruppe handelt, keit entzünden soll, dann möchte ich einen 
der auch wir wünschen, daß sie einmal von dem großen Strahlenkranz von brennenden Lichtern 
Makel dessen, was sie begingen, befreit werde? entzünden, der hinausleuchtet über Österreich, 
Was sollen diese Menschen denken, die durch die Welt erhellt, die Herzen erwärmt und end­
dieses System ihre Familienangehörigen ver· lich einmal die Gehirne erleuchtet (lebhafter 
loren haben und bis heute noch nicht wieder Beifall), und sagen:" es handelt sich nicht um 
besitzen 1 Wenn wir uns mit der anderen Sache die Staatsbürgerschaft, es handelt sich nicht 
lang und ausführlich beschäftigen - die Be. darum, ob der Betreffende einer bestimmten 
rechtigung dazu will ich gar nicht bestreiten -, Blutgruppe zugehört und dieses sogenannte 
dann müssen wir uns pflichtgemäß, rein aus Kainszeichen auf seinem Körper trägt, es 
Menschlichkeitsgründen, auch mit jener Gruppe handelt sich um Männer, auf die zu Hause 
von Menschen befassen, die in der Geschichte Mütter, Frauen und Kinder warten, die wieder 
in erster Linie als die wahren Opfer dieses dem Fest entgegensehen, das immer mit dem 
Systems dastehen. schönen Spruch eingeleitet wird: Friede " den 

Wir wissen, daß das Ministerium des Innern Menschen auf Erden! Es kann kein wahrer 
im Oktober eine beträchtliche Anzahl - es L Friede sein, wenn er nicht Eingang gefunden 
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hat in die kleinste Familie, in jeden Haushalt, 
wenn die Familien nicht wieder vereint sind . 
Dann erst wird der Friede eingekehrt und dann 
wird die innere Furcht abgebaut sein, dann 
werden die Menschen nicht mehr bangen und 
sie werden all jenen danken, die von diesem 
Lichtstrahl erfaßt und Menschen geworden 
sind, die aus ihrem Gefühl heraus nichts 
anderes getan haben als Menschen geholfen. 
(Lebhafter Beifall bei den Parteigenossen.) 

zeihen und sie zu verstehen . Das hat jene 
Atmosphäre ausgelöst, deren wir uns heute 
erfreuen, daß nämlich der größte Teil der 
Gendarmerie und Polizei mit Hingabe und Auf­
opferung seiner ganzen Kräfte seine Pflicht 
erfüllt. Man muß sich das einigermaßen ver­
gegenwärtigen. Die Beamten können jetzt 
in ihren Versammlungen, durch ihre Gewerk­
schaften, durch die Vertrauensmänner, durch 
die Einrichtungen der Demokratie wenigstens 
zum Ausdruck bringen, wie unsäglich schwer 

Abg . Voithofer : Hohes Haus ! Zur Zeit be- die Lasten dieser Gruppen derzeit sind. Das 
schäftigt die Öffentlichkeit die große Sorge bezieht sich sowohl auf ihre Pflichterfüllung 
über die Notlage unserer öffentlichen Beamten. als auch auf die finanziellen und materiellen 
In diesem Kreise befindet sich auch die Be- Entbehrungen, denen sie ausgesetzt sind. 
amtenschaft unserer Exekutive, deren Ver- Die Demoralisation, die jedem Krieg nach­
armung und Verelendung zum Teil noch über folgt, die sechshunderttausend Menschen, die 
das Schicksal der anderen hinausragt. Dies derzeit als Strandgut in Österreich sind, 
ist verständlich, weil der Beamte der Gen- aber noch etwas anderes, die verzweifelte 
darmerie, der Polizei, der J ustiz- und Zoll- Notlage des ganzen Volkes, dies alles läßt immer 
wache usw. bei seiner Tätigkeit noch stärker einen Teil schwanken, der mit den Gesetzen 
im Scheinwerferlicht der Beobachtung steht und Verordnungen in Konflikt kommt. Auf 
als die übrige Beamtenschaft. Dies alles hat der anderen Seite aber haben wir auch eine 
die große Not und wirtschaftliche Verelendung Garnitur von Menschen, die Geld verdienen , 
der Nachkriegszeit mit sich gebracht. Dabei die schlemmen, die in einer zwar noblen Art 
soll nicht unerwähnt bleiben, daß die gemein- die Bevölkerung und deren Verarmung auf 
same Not und der vereinte Kampf um unsere das grauenhafteste ausnützen . In diese Ver­
Freiheit dazu geführt hat, daß sich die An- hältnisse ist der Gendarmeriebeamte, der 
gehörigen der Exekutive und die übrige Be- Polizeibeamte hineingestellt. Es ist daher 
völkerung enger verbunden haben. Ins- begreiflich und erklärlich, daß sie einer völligen 
besondere ist das Verständnis, der verstän- Verzweiflung zugetrieben werden. 
digende und versöhnliche ·Wille stärker aus- Wir haben uns hier nichts zu verheimlichen. 
geprägt worden, als es früher der Fall war . Der Arbeiter und der Angestellte, der anderen 
Die Situation zeigt auch bereits eine frucht- Berufsgruppen und Erwerbszweigen angehört, 
bringende und wertvolle Leistung für den kann sich noch einigermaßen bescheidene 
Aufbau unserer Republik. Erleichterungen verschaffen. Er konnte dies 

Wir haben aber auch seit den Maitagen 1 945 in der vergangenen Zeit tun und kann sich 
noch etwas kennengelernt . Wir haben gesehen, auch heute noch teilweise manches beschaffen. 
wie die Beamtenschaft der Exekutive mit der Der Angehörige der Exekutive ist aber er­
Bevölkerung unter den Flaggen des Krucken- barmungslos der ganzen Strenge der Beob­
kreuzes und des Hakenkreuzes in ihr heutiges achtung durch die Öffentlichkeit ausgesetzt. 
Elend hineinbefohlen wurde. Es ist erschüt- Es ist daher nach Auffassung der Sozialisten 
ternd, was die Gendarmeriebeamten mit- eine Aufgabe des Hohen Hauses und ins­
gemacht haben. Wir, die wir in den Senaten besondere des zuständigen Ministeriums, sich 
tätig waren, hatten Gelegenheit, einiges über in verstärktem Ausmaß um das Schicksal der 
ihr Schicksal zu hören, wir wissen davon, wie Beamten unserer Exekutive zu kümmern, 
sie zwischen 1 933 und 1 938 unter Druck und weil sie einen der Hauptträger unserer Ver­
Drohung gesetzt wurden, wenn sie nicht fassung und unserer Republik darstellen. 
willens waren, nach der damaligen Schablone Abgesehen davon ist ein gigantischer Kampf 
zu befehlen und zu gehorchen. In noch größerer mit einer ganzen Front von Feinden der 
Auflage hat das dann im Jahre 1 938 begonnen . Ordnung und des österreichischen Volkes 
Aber das enthebt die Schuldigen der Zeit von und seiner Sicherheit zu führen. Die Gendar-
1 934 bis 1 945 absolut nicht ihrer Mitverant- merie erklärte in einer ihrer letzten Versamm­
wortung. Viele wurden damals durch die lungen, die sie im Juli im Lande Salzburg, 
Schatten der Zeit von 1934 bis 1938 in die und zwar in Werfen abgehalten hat, daß 
spätere Situation hineingetrieben. allein ihre Todesopfer seit 1945 auf 90 gestiegen 

Wir waren bemüht - das muß anerkannt seien, daß nahezu 200 Schwerverletzte und 
werden -, eine Plattform zu finden, um den viele Leichtverletzte zu verzeichnen seien 
Beamten, soweit sie menschlich und human und auch vieles andere die Pflichterfüllung 
in diesen Zeiten zur Bevölkerung gestanden 

I 
bei der Exekutive nicht leicht macht. Das 

sind und danach gehandelt haben, auch zu ver- I muß doch Veranlassung für uns sein, uns mit 
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aller Hingabe zu bemühen, diesen Beamten, Vor allem betrifft dies ihre Sorgen in den 
dem ganzen Korps unseres Sicherheitswesens Wohnungsangelegenheiten. Es wird vielfach 
die notwendige Aufmerksamkeit zuzuwenden. geradezu zur Tragödie, wenn ein Beamter 

Es ließe sich manches für die Beamten er- der Exekutive draußen und auch in den Städten 

leichtern, wenn die verantwortlichen und maß- untergebracht werden soll. Sie sind oft 

H erbarmungslos einem Schicksal ausgesetzt, das gebenden Offiziere und die erren der Zentral-
kommandantur etwas mehr Verständnis für sie manchmal völlig verzweifeln läßt. Ins-

die unteren und mittleren Beamten an den besondere, Herr Bundesminister, hätten wir 

Tag legen würden. Vor allem, so glauben wir im Lande Salz burg eine Bitte für die Gen-

b cl . d darmerie an Sie zu richten, und zwar wegen als sozialistische A geor _nete m iesem Hause, 
darf angenommen werden, daß sich nun auch einer Erleichterung in j enen Kurorten, in 

die Generale und die Sektionschefs seit 1 945 denen die Beamten besonderen Teuerungs-
. . ß 't 1 V rCas d d verhältnissen ausgesetzt sind. Das ist zum elmgerma en ml ( er e 1 sung un en 

Geboten der Menschenwürde auch gegenüber Beispiel im Gasteiner Tal der Fall. Vielleicht 

den einfachsten Gendarmerie- und Polizei- wäre es dem Innenministerium im Benehmen 

beamten vertraut gemacht hätten. Die Be- mit dem Finanzministerium möglich, dort, 

achtung dieser Rechte, die für jeden anderen wo die Teuerung besonders hohe Wellen schlägt, 

im Betriebsrätegesetz und in der übrigen wenigstens das zu berücksichtigen, was Ihnen, 
verehrter Herr Bundesminister, und auch, sozialen Schutzgesetzgebung zum Ausdruck 

1 t fi d t b d I a . ht . 
t soviel ich informiert bin, dem Herrn Staats-{omm , n e a er ure 1 us n10 1m no -

sekretär bereits zu wiederholten Malen durch wendigen Ausmaß auf die Angehörigen der 
Exekutive Anwendung. die Gewerkschaftsvertreter vorgetragen wurde. 

Es wäre weiter sehr wünschenswert, wenn bei 
Wir müssen daher den Herrn Bundesminister der Auf teilung des in Liquidation befindlichen 

für Inneres eindringlichst ersuchen, er möge ehemaligen unter dem Gesamtbegriff "Deutsche 
dafür Sorge tragen, daß dem in der nächsten Polizeiverwaltung" stehenden Deutschen 
Zeit Rechnung getragen werde. Wir wissen, Eigentums für die Gendarmerie und Polizei 
daß noch keine gesetzliche Regelung der ein gleichmäßiger Aufteilungsschlüssel an­
Interessenvertretung für die öffentlich An - gewendet werden würde. Weiter ersuchen die 
gestellten besteht, aber die fundamentalsten Beamten und ihre Gewerkschaft, dem 
Begriffe in der Behandlung eines im Dienst, Gedanken der Errichtung von Erholungs­
eines in Arbeit stehenden Menschen müssen heimen für die Gendarmerie so wie für die 
doch beachtet werden, ob nun ein Gesetz Polizei, aber auch für andere Angehörige der 
besteht oder nicht. Wenn auf allen Seiten die E xekutive das notwendige Augenmerk zuzu­
Menschenwürde und die Wiederherstellung wenden. Zur Angleichung der dienstlichen Ver­
der Humanität gepredigt wird, dann kann hältnisse der Gendarmeriebeamten an die der 
man auch verlangen, daß sie gerade von den Bundespolizei wird ersucht, den Geltungsbe­
Wahrern der Gesetze selber, von den Kommando- reich der Bundes-Kommissionsgebührenverord­
stellen aus besser beachtet werden, als dies nung auf die Angehörigen der Gendarmerie 
bisher der Fall war. auszudehnen und verheirateten Gendarmerie-

Wir würden Sie daher, Herr Bundesminister, beamten, die außerhalb ihres Stationsbereiches 
ersuchen, solange die gesetzliche Regelung . zu Kursen kommandiert werden, zur Milderung 
des Personalvertretungswesens keiner Lösung ihrer wirtschaftlichen Belastung eine Kommall­
zugeführt werden kann, inzwischen wenigstens dierungsgebühr zu gewähren. 
durch eine ministerielle Anweisung die Dinge Und nun abschließend folgendes : Nach einer 
so weit zu regeln, daß die Personalvertretung der letzten Inspektionsreisen des inspizierenden 
provisorisch anerkannt wird. Generals Emanuel Stillfried (Ruf bei den 

Wir hätten noch einige Wünsche zu über- Sozialisten: Was, der ist General ?) haben sich 
mitteln, die uns - und auch den Abgeordneten die Beamten der Gendarmerie bei den . Ab­
der Österreichischen Volkspartei- von geordneten sehr beklagt, und es ist wohl 
der Gewerkschaft der Gendarmerie übermittelt auch anzunehmen, daß inzwischen auch das 
wurden. Wir glauben, daß es in der nächsten Innenministerium über das Benehmen dieses 
Zeit wenigstens unerläßlich ist, unseren Herrn informiert wurde. Wir haben 
Gendarmeriebeamten zumindest unseren besten nicht die Absicht, hier irgendwie gegen 
Willen zum Ausdruck zu bringen, Die Beamten Personen zu polemisieren (Ruf bei den 
sind sich absolut im klaren über die ernste Lage Sozialisten: Das ist ja der Kommandant von 
in unserem Staat und seine finanziellen Sorgen, Wöllersdorf gewesen!) , aber es wird von 
aber es darf nicht an dem guten Willen fehlen, unseren Gendarmeriebeamten unterschiedslos 
und dieser gute Wille soll doch unseren als unerträglich empfunden, daß einer der 
Gendarmeriebeamten gegenüber zum Ausdruck höchsten Würdenträger der Exekutive die 
gebracht werden ! Beamten verhöhnt, beleidigt (Ruf bei den 
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Sozialisten: Wie in Wöllersdorf !) und mit daran geübt, daß sich in diesen Amnestie­
hier nicht wiederzugebenden Ausdrücken ausschüssen nicht die große Masse der Mit­
herausfordert. (Abg. Dr. H äus l mayer :  Augen- läufer und nicht die kleinen Nazi, sondern die 
blicklieh in Disziplinaruntersuchung!) Es ist ehemaligen geistigen Führer des Nazismus 
undenkbar, Herr Bundesminister, daß aus- verstecken. Das war unsere Kritik und 
gerechnet den Gendarmeriebeamten, die nichts anderes, und ich glaube, daß diese 
durch die in Österreich noch vorhandenen Kritik auch berechtigt ist. 
fremden Mächte doch ohnehin immer wieder Weshalb, frage ich, nun auf einmal diese 
den größten Demütigungen ausgesetzt sind, aufdringliche Fürsorge für die große Masse 
durch einen ihrer eigenen, und zwar durch der ehemaligen Nationalsozialisten 1 Ohne 
einen ihrer höchsten Vorgesetzten Demüti- Zweifel hat das österreichische Parlament 
gungen zugefügt werden, die sie sicher nicht . das Problem der ehemaligen Nationalsozialisten 
verdient haben. (Rufe: Unerhört !) bis heute nicht befriedigend gelöst, nicht 

Wir würden Sie daher eindringlich bitten, befriedigend vom Standpunkt der betroffenen 
für Abhilfe zu sorgen. Ich bin persönlich be- Personen selbst, aber auch nicht befriedigend 
reit, Ihnen, Herr Bundesminister, dafür die vom Standpunkt der inneren Befriedung 
Unterlagen zu bringen. Es ist unerhört, was unseres Landes. Hier stimme ich mit dem 
man da den Beamten noch zumutet. Herrn Präsidenten Dr. G o r b a c h  vollkommen 

Ich . bitte Sie, Herr Bundesminister, daher überein. Aber es erscheint doch merkwürdig 
namens der Gewerkschaft der Gendarmerie- und auffallend, daß man sich gerade jetzt, 
beamten, daß mit allem Ernst jeder zur nach drei einhalb Jahren, auf einmal so 
Verantwortung gezogen wird, der sich gegen besonders um die Fürsorge für diese Menschen 
die Würde der Beamten vergeht und glaubt, kümmert. Man hätte ja eigentlich Jahre Zeit 
in ihnen nur die Untergebenen, nur jene zu gehabt, dieses Problem zu lösen, und ich glaube, 
sehen, denen bloß befohlen werden kann, der gehässigste Gegner der österreichischen 
die nur zu gehorchen haben und keine Menschen Kommunistischen Partei wird nicht behaupten 
sein sollen. Herr Minister, da werden wir uns können, daß die Kommunisten der Lösung 
als Sozialistische Partei geschlossen hinter dieses Problems hinderlich im Wege standen 
die Rechte unserer Beamten stellen und mit oder stehen. Sie waren ja nicht maßgebend 
ihnen gemeinsam diese Republik schützen, in der Regierung, sie waren ja an den gesetz­
weil wir die Exekutive brauchen, in dem geberischen Akten nicht maßgeblich beteiligt. 
Bewußtsein, daß zunächst die Rechte und die Es ist richtig, das wollen wir nicht bestreiten, 
Würde jedes Staatsbürgers zu wahren sind. daß wir dem Nationalsozialistengesetz unsere 
( Beifall bei den Sozialisten.) Zustimmung gegeben haben, weil wir von 

Haus aus immer auf dem Standpunkt gestanden 
Abg. Elser : Hohes Haus ! Der Herr Präsident sind, dieses Problem müsse einer Lösung 

Dr. G o r b a c h  hat hier das Nationalsozialisten- zugeführt werden. 
problem aufgerollt. Im Zusammenhang mit Gerade wir Kommunisten waren es, die von 
diesem Problem hat er es nicht unterlassen allem Anfang an die große Masse der National­
k?nnen, au�h eine Attacke �egen uns K�m�mu- sozialisten in zwei Gruppen geteilt haben : 
mste� zu �eIten . .  Er s�gte, �e Kom�ums��sche in die eine große Gruppe der Mitläufer, die 
ParteI, die

. 
Kommumst�n Österr�lChs hatten mehr oder weniger die Opfer der führenden 

dunkle AbSIChten und Plane und Selen geradezu I Funktionäre der NSDAP waren und zum 
an . einer we�t�ren Ve:-folgung d�r Mass� der Teil aber auch das Opfer des Terrorregimes 
kIemen NazI mteressIert, um Sie - WIe er dieser Partei geworden sind, und die andere 
meinte - in ihrer Verzweiflung in die Arme Gruppe, die wir als führende, als verantwort­
des Kommunismus zu treiben. liehe Faschistenführer bezeichnet haben. Es 

Diese Entstellungen bedürfen unserer An- ist keine Phrase von mir :  wenn die Kommu­
sicht nach einer Beantwortung. Was hat nistische Partei nur einen Bruchteil jener 
die Kommunistische Partei kritisiert 1 Sie Stärke gehabt hätte, die Sie, meine Damen 
hat die ganz einfache, nüchterne Feststellung und Herren von der Volkspartei, haben, das 
gemacht, nicht mehr und nicht weniger, Nationalsozialistenproblem wäre schon längst 
daß in der Steiermark von seiten des Landes- geregelt und es gäbe keine verfolgten kleinen 
parteivorstandes der Österreichischen Volks- Nazi mehr. (Abg. Hans:  Das haben -wir im 
partei sogenannte Amnestieausschüsse gebildet April und Mai 1945 erlebt !) Und nun, meine 
wurden. Es ist selbstverständlich das Recht Damen und Herren, gestatten Sie mir die 
einer jeden politischen Partei, nach ihren Frage : Weshalb hat man früher dieses Problem 
Auffassungen zu handeln. Wir Kommunisten nicht gelöst 1 Sie, meine sehr geschätzten 
wollen der ÖstelTeichischen Volkspartei keines- Kolleginnen und Kollegen von der Volkspartei, 
wegs vorschreiben, welche Organisationsarbeit der stärksten Partei in diesem Hause, Sie 
sie zu leisten hat. Wir haben lediglich Kriti� haben maßgeblich an allen diesen Gesetzen 
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mitgewirkt, das können Sie doch nicht leugnen. 
Weshalb also nicht früher eine befriedigende 
Lösung ? Ich werde Ihnen darauf die Antwort 
geben. 

Ich war gleich im Jahre 1 945 mit einigen 
Kollegen der Volkspartei und der Sozialisti­
schen Partei in der Steiermark daran, von der 
Landesregierung aus nach dem Rechten zu 
sehen. Darf ich Ihnen hier die Wahrheit 
sagen ? Sowohl mein Freund und Kollege 
Landeshauptmann Machold wie ich als sein 
erster Stellvertreter hatten zu tun, um alle 
diese Menschen aus unseren Kanzleien hinaus­
zubringen, die ununterbrochen von uns die 
Massenentlassungen von Mitläufern der 
NSDAP begehrt haben. Wir haben diesem 
Verlangen vielfach nicht Rechnung getragen. 
Wer waren diese Menschen, die das verlangten ? 
Es waren nicht Angehörige der Sozialistischen 
Partei oder ehemalige Sozialdemokraten, es 
waren auch nicht Kommunisten, es waren 
zum Großteil Angehörige jener Kreise, die 
in den Jahren 1 934 bis 1 938 eine entscheidende 
Rolle in diesem Lande gespielt haben, es waren 
jene Leute, die die Nazisten im Jahre 1 938 
aus faschistischen Konkurrenzgründen ent­
fernten. Das waren Ihre Leute ! Ihre Leute 
haben verlangt, daß jeder kleine Postler, 
jeder kleine SpitalspHeger oder Arzt zu ent­
fernen ist. Ihre Leute waren es, die von mir 
als Sanitätschef verlangt haben, ich möchte 
zu Dutzenden Ärzte entlassen, ohne Rücksicht 
darauf, was mit den Patienten geschehen soll. 
Es war das russische Element, das damals 
die Steiermark besetzt hielt, das mit mir 
einer Meinung war, daß man auf diese Art 
und Weise das Problem des Nazismus nicht 
zu lösen vermag. Es war das russische Element, 
das will ich hier ehrlich gestehen, das mir 
als Sanitätschef zugestimmt hat, daß man 
eben eine Trennung zu vollziehen habe zwischen 
der großen Masse der Mitläufer und den wahren 
Schuldigen. Ich habe alle diese kleinen Nazi 
trotz der Forderung Ihrer Anhänger, Ihrer 
Leute, nicht entfernt, ich habe sie deshalb 
nicht entfernt, weil ich von Haus aus eine 
Trennung vorgenommen habe, genau dieselbe 
Trennung, wie sie der Herr Präsident Dr. Gor­
bach hier angeführt hat. (Abg. Hans:  In 
Niederösterreich und im Burgenland war das 
anders mit den Besatzungsmächten !) 

Nun, meine sehr geschätzten Kollegen und 
Kolleginnen von der Volkspartei, eine Antwort 
auf die verschiedenen Fragen, die der Herr 
Präsident Dr. Gorbach an die Adresse der 
Kommunisten gerichtet hat. Er hat sich unter 
anderem mit Recht über die Art der büro­
kratischen Behandlung, über die bürokratische 
Ungerechtigkeit beklagt, die tatsächlich dem 
kleinen Nazi in unserem Lande widerfahren 
ist. Es ist sicherlich provozierend und es 

kann das die große Masse der Nazi nicht 
verstehen, daß der kleine Postler, der kleine 
Eisenbahner, der PHeger in einem Spital 
oder ein Beamter in einer Sozialversicherungs­
anstalt entlassen werden mußte, während 
die eigentlichen Führer der Nazisten bis heute 
noch in irgendeiner Form an leitender Stelle 
sitzen. Ich brauche Ihnen wohl nicht die 
Liste jener vorzulesen, die heute noch eine 
ganz entscheidende wirtschaftliche Rolle 
spielen und die treu und ergeben auch Hitler 
gedient haben. (Abg. H onner:  Die Großen, 
die heute ihre Betriebe zurückkriegen, die 
Nazikriegsverbrecher !) Aber ich muß Sie, Herr 
Präsident Gorbach, fragen :  Wer sitzt denn 
in der Verwaltung 1 Man muß doch auch diese 
Frage aufrollen, wenn Sie die Tatsachen 
geradezu auf den Kopf stellen und so tun, 
als ob wir Kommunisten die Verwaltung 
beherrschen würden. Wer sitzt denn in der 
Verwaltung 1 Wer sind denn die Bürokraten, 
die gegen die große Masse der National­
sozialisten unrichtig vorgehen ? Sind das 
Kommunisten 1 Nein. Zum großen Teil, das 
wissen Sie doch, meine Damen und Herren 
der Volkspartei, sind es doch Ihre Leute, 
Ihre Anhänger, die Anhänger der Ö VP ! 
Wenn Sie sich also gegen die Bürokratie 
wenden, Herr Präsident Dr. Gorbach, dann 
wenden Sie sich ja zum großen Teil gegen 
Ihre Leute. Gewiß, mit Recht. Aber wie 
steht es denn mit der Wahrheit, wenn man 
diese Zustände und diese Tatsachen den 
Kommunisten in die Schuhe schiebt 1 Gegen 
eine solche Entstellung müssen wir uns zur 
Wehr setzen. 

Sie haben unter anderem erklärt, daß die 
österreichische Kommunistische Partei ein 
Interesse daran hätte, unser kleines Land in 
zwei Teile zu zerreißen. Darf ich Ihnen 
darauf nur eine kurze Antwort geben - mehr 
ist da nicht notwendig, die Ehre der 
Kommunisten verbietet mir das. Während 
Kommunisten zum Galgen gezerrt, andere 
aufs Schafott geschleppt wurden, hat ein 
großer Teil Ihrer Leute das begrüßt und sich 
in Heil-Hitler ! -Rufen heiser geschrien. Man 
sprach auch von den hohen ethischen Zielen 
der Österreichischen Volkspartei. Gewiß, in 
den Reihen der Österreichischen Volkspartei 
befinden sich nicht wenige, die auch unter 
dem faschistischen Terror gelitten haben, 
aber vergessen Sie nicht - und gerade die 
Betroffenen sollen es nicht vergessen -, daß 
sehr viele Kreise, die heute eine maßgebliche 
Rolle spielen, die Vertreter und Wegbereiter 
des Faschismus waren ! Sie wurden vielfach 
selbst ein Opfer der faschistischen Barbarei, 
die sie mehr oder weniger durch ihre frühere 
Politik eingeleitet haben. Das sind Tatsachen, 
die man nicht aus der Welt schaffen kann. 
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Und schließlich darf man nicht vergessen : '  Abg. Grubhofer : Hohes Haus ! Die Frau 
die Struktur der Österreichischen Volkspartei Abgeordnete F l o s s m a n n  hat sehr berechtigte 
ist eine andere als die der Sozialistischen Worte hinsichtlich der Heimführung der 
Partei oder der Kommunistischen Partei. immer noch in reichlicher Anzahl abwesenden 
\Ver sitzt denn in Ihren Reihen � Gewiß Kriegsgefangenen gefunden. Ihre \Vorte 
auch ehrliche und aufrechte Arbeiter und kamen vom Herzen, wie dies eben einer Frau 
Angestellte, aber nur ein ganz kleiner Teil, besonders gegeben ist. Ich kann erklären, 
zum großen Teil haben die Arbeiter und An- daß sich die Österreichische Volkspartei diesen 
gestellten in Ihrer Partei nichts zu reden, Worten voll und ganz anschließt. Das Betrüb­
zumindest nicht maßgeblich, sondern die liehe bei dieser Angelegenheit ist lediglich, 
Fabrikanten, die Großgrundbesitzer, die daß das österreichische Parlament vier Jahre 
GeneraJelirektoren und Direktoren, die seiner- nach Beendigung der Kampfhandlungen und 
zeit unter Hitler treue Diener des faschistischen nach Kriegsschluß immer noch genötigt ist, 
Regimes waren. Oder wollen Sie etwa über die Kriegsgefangenenfrage in diesem 
behaupten, daß in unseren H,eihen General- Haus zu sprechen. Jene Mächtigen, die unsere 
direktoren, Direktoren oder vVehrwirtschafts- Söhne noch zurückhalten, mögen dies zur 
führer des Herrn Hitler sitzen '? Die sitzen Kenntnis nehmen ! 
in Ihren Reihen ! Das sind Tatsachen, die 
man nicht aus der Welt schaffen kann. 

Der Herr Präsident Dr. Gorbach hat von 
Deutschland gesprochen. "Vir Kommunisten 
laben uns nicht an den Leiden des deutschen 
Volkes. Das deutsche Volk. muß früher oder 
später selbst mit seinem Leid fertig werden. 
Wie weit es schuldig oder nichtschuldig ist, 
das steht hier nicht zur· Diskussion. Soweit 
das deutsche Problem auf der Tagesordnung 
der Weltpolitik steht, stehen wir Kommunisten 
auf dem Standpunkt der Einheit Deutschlands. 
Die Einheit Deutschlands wird das deutsche 
Volk ' aus dieser heutigen Not herausführen. 
Und wenn die Not und das Elend des deutschen 
Volkes überwunden sein werden, dann wird 
dies nicht zuletzt auch für unser kleines 'Land 
eine vVohltat sein. Sie werden sicherlich nicht 
sagen, daß ich ein Anschlußprediger bin, aber 
eines ist klar : das deutsche ' Volk soll sich 
wieder erheben, allerdings unter anderen 
Männern als Führern. Es soll wieder ein nütz-

. liches Glied der Völkerfamilie werden. Das 
Wohlergehen Deutschlands ist auch ein Wohl­
ergehen Österreichs . Wenn wir Kommunisten 
und mit uns das Sowjetelement für die Einheit 
Deutschlands eintreten, dann dienen wir dem 
Weltfrieden und dem großen Gedanken der 
Völkergemeinschaft. 

Abschließend möchte ich erklären : Wir 
Kommunisten waren immer für eine Unter­
scheidung unter den Nationalsozialisten. Nicht 
wir haben eine befriedigende Lösung dieses 
Problems verhindert, sondern nicht zuletzt 
die parteipolitischen und egoistischen Be­
strebungen von ÖVP-Leuten, vor allem der 
ÖVP-Bürokraten. Sie waren bis heute das 
Hindernis einer Lösung dieses Problems. Man 
kann, Herr Präsident Dr. Gorbach - verzeihen 
Sie, daß ich Sie persönlich apostrophiere -, 
die Tatsachen auf den Kopf stellen, aber 
diese Tatsachen bleiben bestehen und können 

Der Abg. E l s e r  hat hier versucht, Präsident 
G o r b a c h auf seine Rede zu erwidern. Im 
großen und ganz�n hat er Klage darüber geführt, 
daß die Österreichische Volkspartei der Hemm­
schuh für eine endgültige Lösung der K azifrage 
sei. I ch möchte es auch als betrüblich hin­
stellen, daß man heute, drei Jahre nach",Vieder­
errichtung dieses Parlaments, immer noch 
über die Nationalsozialistenfrage sprechen muß. 
Es gibt manche Leute in gewissen Kreisen, die 
sich sicherlich darüber freuen, daß sie es sind, 
die diesem Parlament so viel Arbeit verur­
sachen und daß die NS-Frage heute hier 
dauernd behandelt werden muß .  

Wenn nun gesagt wird, daß die ÖVP­
Bürokraten und -Beamten irgendwie Schuld 
daran hätten und das Hindernis zur end­
gültigen Lösung dieser Frage darstellten, so 
möchte ich, Herr Abg. Elser, eine Frage an 
Ihre Partei richten. Mir ist es als Abgeordneten 
dieses Hauses sehr genau bekannt, daß wir 
im Juli 1946 - vielleicht auch schon ver­
spätet - das Nationalsozialistengesetz refor­
miert und beschlossen haben. Mir ist auch 
jener betrübliche Tag, der auch in der Natur 
sehr trübe wahr, in Erinnerung, der 6. Februar 
1 947 - ich merkte ihn mir, weil es mein 
Geburtstag ist -, an dem wir genötigt waren, 
einem verschärften NS-Gesetz die Zustimmung 
zu geben. Und siehe da, es waren j ene 
Klauseln in diesem Gesetz enthalten, die vorher 
durch die Vertreter Ihrer Partei verlangt, 
von uns aber abgelehnt wurden. Nun, ich 
glaube, damit ist gesagt, daß die ÖVP nicht 
die Schuld daran trägt, daß sich diese Sache 
verzögerte. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
auch noch darauf hinweisen, was der Herr 
Präsident Dr. Gorbach sowie auch Redner der 
anderen Partei schon erklärt haben : man 
reiche all j enen Verirrten und Verwirrten die 
Hand. 

nicht verändert werden, auch wenn man sie · Wenn man aber so den Blätterwald Öster­
in das Gegenteil zu drehen versucht. ! reichs durchstreift und auch besonders j ene 

95. Sitzung NR V. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 25

www.parlament.gv.at



95. Sitzl.mg des Nationalrat.es der Republik Österreich. - V. G. P. - 1 1. Dezember 1 948. 267 1 

Presse liest, die sich für indifferent und partei- 1 angenehm überrascht, als ich feststellen konnte, 
los erklärt, dann stellt man immer wieder I daß der Abg. Dr. Pittermann von einer Ab­
fest, daß diesem Parlament die Verant- lehnung eigentlich nichts verlauten ließ.  Er 
wortung aufgeladen und die Schuld zu- : hat lediglich gesagt : wir stehen dieser Sache 
geschoben wird, daß die Nationalsozialisten skeptisch gegenüber, das heißt also miß­
so viel durchzumachen hätten, und daß man trauisch. Mir scheint aber, man ist doch 
uns, der stärksten Regierungspartei, die geneigt, darüber zu verhandeln , und man ist 
Schuld an dem unglücklichen National- vielleicht auch geneigt, sich als Demokraten 
sozialistengesetz in die Schuhe schiebt. Man in dieser Sache überstimmen zu lassen, weil 
sagt uns, ihr seid ja die Mehrheitspartei. es ja kein Verfassungsgesetz ist, obwohl ich 
Dabei kennen scheinbar die wenigsten Leute persönlich überzeugt bin, daß das Über­
die österreichische Verfassung und wissen stimmen, das Majorisieren durchaus nicht 
nicht, daß zu einem Bundesverfassungsgesetz der Sinn der Demokratie sein soll. 
die Zweidrittelmehrheit notwendig ist. vVeiter 
verkennt man auch noch die Situation de,,; 
damaligen 6. Februar 1947 , und daher möchte 
ich diesen Leuten von dieser Stelle aus zurufen : 
Was war denn damals � Warum waren wir 
denn genötigt, jenem Gesetz die Zustimmung 
zu geben ? Im Februar, also im Winter 1947 , 
damals, als die UNRRA-Hilfe zu Ende ging, 
als noch nichts bekannt war von einem 
Marshall-Plan, als noch keine Kriegsgefangenen 
aus Rußland zurückgekehrt waren, als der 
Kaloriensatz noch sehr niedrig war, als die 
Staatsvertragsverhandlungen in London be­
gannen, wurden uns all diese Dinge vor­
gehalten und haben uns schließlich und 
endlich bei aller Überlegung doch dazu 
gebracht, diesem Gesetz die Zustimmung zu 
geben, weil der Weiterbestand Österreichs 
da und dort davon abhängig gemacht wurde. 

Das mögen diese Leute zur Kenntnis nehmen 
und auch darüber nachdenken, ob man es 
hätte damals in Kauf nehmen sollen, das 
Gesetz abzulehnen und dadurch von allen 
jenen, die uns Hilfe versprochen haben, ver­
lassen zu werden, oder ob man es hätte viel­
leicht in Kauf nehmen sollen, die Kriegs­
gefangenenfrage noch weiter auf die lange 
Bank zu schieben und das Gros der Kriegs­
gefangenen noch weiter fern unserer Heimat 
zu lassen. Das alles wären die Folgen einer 
Ablehnung dieses Gesetzes gewesen. 

Nun will ich näher auf diese Sache eingehen. 
'Warum sind. Sie Gegner, warum sind wir 
Befürworter 1 Der Grund liegt in Ihrer Partei­
dogmatik . Sie haben das starre System, Sie 
haben mehr oder weniger die Gleichmacherei. 
Wir sind für Individualität, für persönliche 
Freiheit, für den Grundsatz, den wir in un8er 
Programm eingestellt haben : Jedem das Seine ! 
Das wollen wir auch hinsichtlich der V\!ahl 
praktizieren. 

Wenn Abg. Dr. Pittermann dann weiter 
erklärt hat : ja, das Volk wird nicht besonders 
teilnehmen, es werden nur wenige sein, die 
von diesem Recht Gebrauch machen werden, 
nämlich Kandidaten durchzustreichen und 
and.ere an ihre Stelle zu setzen, so gebe ich 
ihm vollkommen recht. Das ist eine Sache 
des Anfanges. Sie verlangt eine hohe demo­
kratische Reife. 

Wenn Sie glauben, in Ihren Reihen lauter 
derart disziplinierte Leute zu haben, daß sie 
ohne weiteres die von Ihrem Parteisekretariat 
ausgearbeitete Parteiliste annehmen, dann 
brauchen Sie ja keine Befürchtung zu habeIl. 
Wir haben auch keine Angst. Ich glaube aber, 
auch in dieser Sache liegt schon ein Unter­
schied. Sie sprachen vom Parteisekretariat, 
das die Listen aufstellt. Ich glaube, ich habe 
Sie recht verstanden. Bei uns aber wird ein 
weiterer Kreis gemacht. Bei uns stellt sie der 
Landes- oder Bezirksparteitag auf. ( Abge­
ordneter Dr. Pi t t e rman n :  In unserem Statut 
steht dasselbe !) Bitte, zur Kenntnis genommen. 
Nun wenden Sie ein, das Volk nehme daran 
nicht Anteil. Haben Sie in alle Bevölkerungs­
schichten hineingehört ? Es mag sein, daß hier 
in der Hauptstadt kein besonders großes 
Interesse dafür besteht. Aber hören Sie 
hinaus in die Bundesländer ! Man strebt und 
man sehnt sich danach, daß endlich diese Art 
der Wahl kommt. 

Nun sei mir noch gestattet, auf etwas 
einzugehen, was gestern vorgefallen ist. Da 
die Wahlgesetze und die Durchführung der 
Wahl in das Ressort des Bundesministeriums 
für Inneres gehören, möchte ich hier über die 
Wahlrechtsreform doch noch einiges sagen, 
und zwar in Beantwortung dessen, was der 
Herr Abg. Dr. P i t t e r m a n n  gestern hier 
erklärte. Es tut mir leid, daß er nicht da ist. 
Nun zuerst einmal folgende Feststellung : 
Ich habe Gelegenheit gehabt, im Radio zu Schließlich ist Österreich seiner Verfassung 
hören, daß Herr Bundesminister H e l m e r  in nach ein Bundesstaat, und ich glaube, das 
einer Rede am vergangenen Sonntag die Bundesland Wien muß die Wünsche der 
Wahlrechtsreformvorschläge der Österreichi- anderen Bundesländer doch auch zur Kenntnis 
schen Volkspartei so ziemlich in Bausch und nehmen. Dort ist die Mehrheit des Volkes 
Bogen ablehnte. Ich war deshalb gestern I für die Lockerung des starren Listensystems. 
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Sie haben weiterhin eingewendet, daß die 
Möglichkeit besteht, dadurch Kandidaten auf 
eine Liste zu bringen, die eine entgegen­
gesetzte Gesinnung haben. In diesem Punkte 
bin ich ebenfalls nicht Ihrer Auffassung, Herr 
Dr. Pittermann. Die Wahl ist bei einem reifen 
Menschen eine Gewissensangelegenheit, und 
wenn er nach seinem Gewissen den Stimm­
zettel für die oder jene Partei abgibt und dann 
als zweites Änderungen auf diesem Stimm­
zettel einsetzt, so wird er nur jenen Kandidaten 
seines persönlichen Vertrauens einsetzen, dessen 
Wahl er mit seinem Gewissen vereinbaren 
kann und der seiner Gesinnungsgemeinschaft, 
beziehungsweise dem Programm seiner Partei 
entspricht. (Abg. Dr. P i t t er m a n n :  So kom­
men dann Liberale und Klerikale auf eine 
Liste ? - Abg. Dengler:  Warum nicht ?) 
Wenn er unser Programm unterschreibt und 
es mit seinem Gewissen verantwortet, so kann 
er auch den Mann seines persönlichen Ver­
trauens, von dem er die Gewißheit hat, daß er 
unser Programm noch besser durchführt als 
jener, der auf der Liste steht, einsetzen. Ich 
sage, es ·braucht jeder eine demokratischeReife. 

Noch etwas ver anlaßt mich, für die 
Lockerung des Listensystems einzutreten. In 
Österreich hat die Volksherrschaft, also die 
Demokratie, im Jahre 1918 begonnen. Die 
Zeit der ersten Republik kannte das System 
der starren Liste. Wir haben dann die Demo­
kratie wieder fortgesetzt und mit ihr auch 
wieder das System der starren Liste. Es ist 
meine Überzeugung und die Überzeugung 
meiner Parteifreunde, daß das nicht der volle 
Ausdruck der Volksherrschaft ist. V olksherr­
schaft ist schließlich und endlich nicht gleich­
zustellen mit Parteiherrschaft, sondern ist 
die Teilnahme jedes befahigten Menschen an 
der Regierung, an der Leitung der Geschicke 
des Staates. Was bisher in der öster­
reichischen Demokratie praktiziert wurde, kann 
ich, sehr geehrter Herr Dr. P i t t e r m a nn, nur 
als Abstimmung bezeichnen. Abgestimmt hat 
man in der ersten Republik, abgestimmt hat 
man während der Diktatur und abgestimmt 
hat man jetzt. Lassen Sie nun endlich der 
Abstimmung die Wahl folgen ! (Abg. Doktor 
P i t t e r m a nn: In der Vaterländischen Front hat 
man nicht . einmal abgestimmt!) Ich habe 
gesagt, in der Diktatur hat man abgestimmt, 
Sie können als Diktatur den Zeitraum an­
nehmen, den Sie wollen ! ( Heiterkeit. 
Abg. H a n s: Die Sozialisten fürchten, es lcönnten 
zu viele den Scharf auf den Stimmzettel schreiben ! 
- Abg. Dr. P it t er m an n: Ich fürchte, es wird 
nicht viele geben, die Hans darauf schreiben 
werden ! - Abg. H a n s :  Wir werden ja sehen!) 

Von Parteien ist in der ganzen Verfassung 
nur einmal die Rede, nämlich im Artikel 26, 
Aba. (6), wo der Ausdruck "wahlwerbende 

Parteien" vorkommt. Das bleibt ; die Ver­
fassung wird nicht verletzt. Es bleibt weiterhin 
bei der Abstimmung für die oder jene 
Partei und bei den Grundsätzen des Proporzes 
in dieser Hinsicht. Was wir aber darüber 
hinaus verlangen, ist die Wahl der Kandidaten 
innerhalb der Parteiliste, also Umreihung, 
Streichung , Neuaufnahme. 

In der Verfassung steht etwas geschrieben, 
womit wir Abgeordnete immer in Gewissens­
konflikte kommen. Der Artikel 56 ist es 
der davon spricht, daß die Mitglieder de� 
Nationalrates in Ausübung dieses Berufes an 
keinen Auftrag gebunden sind. Ich muß 
ehrlich sagen : da sind bisher gewisse Paradoxa 
festzustellen. Auf der einen Seite sind wir 
alle nach dem System der starren Liste gewählt, 
das Volk hat also weniger den Abgeordneten 
als das Programm, die Partei gewählt, doch 
der Abgeordnete hat die Verpflichtung, sich 
an das Programm zu halten. Nun sagt man 
aber, er ist an keinen Auftrag gebunden. 
Das reimt sich nicht richtig. Aber sehen Sie, 
hier wäre nun einmal die Lösung gegeben. 

Selbstverständlich kann nicht jeder nach 
seinem eigenen Programm in diesem Hause 
regieren ! (Abg. Dr. P it t er mann: Wenn er 
daraufhin gewählt ist, schon !) Schließlich, wo 
käme man denn hin, wenn hier jeder seine 
eigene Meinung vortragen würde, aber ich 
glaube, innerhalb der Partei, innerhalb der 
Gesinnungsgemeinschaft wird diesem Artikel 
weit eher dadurch entsprochen, daß der oder 
jener bei der Wahl durch das Volk eben mehr 
Punkte bekommt. Sehen Sie einmal hinüber 
in die Schweiz oder nach England, dort sind 
ähnliche Systeme ! (Abg. Dr. P i t t e r m a n n :  
England wählt in einzelnen Wahlkreisen!) 
Gestatten Sie dies und stimmen Sie zu. Ich 
ha be am Anfang meiner Rede gesagt - Herr 
Abg. Dr. Pittermann, Sie waren nicht im 
Saale -, Sie haben gestern nicht dagegen 
gesprochen, Sie stehen dieser Sache nur 
skeptisch gegenüber. Probieren wir es einmal, 
lassen wir in Österreich die Demokratie 
wachsen und sich mehr ausbreiten (Abg. Doktor 
P i t t er m a n n: Wachsen bedeutet eine Ent­
wicklung von unten, also von den Gemeinden 
her!) , und wir werden sehen, ob das Volk daran 
interessiert ist. Wir von der ÖVP sind der 
Meinung, daß wir mit diesem Vorgang 
wohl dem größten Teil des Volkes entsprechen, 
und darum sind wir dafür, daß das starre 
Listensystem durch eine Lockerung der Listen 
abgelöst wird. (Starker Beifall bei der Volks­
partei.) 

Präsident (der inzwischen wieder den Vorsitz 
übernommen hat) : Das Wort hat der Herr 
Bundesminister H e l m e r. (Abg. Brun n er: 
Herr Präsident, bitte, ich habe mich zum Wort 
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gemeldet !) Aber j a, Sie sind ja zum Wort 
gemeldet, Sie brauchen mich nicht zu korri­
gieren ! 

Bundesminister für Inneres Helmer : Hohes 
Haus ! Gestatten Sie mir einige Bemerkungen. 
Bei den Verhandlungen im Budgetausschuß 
wurde zu allen Fragen, die die Innenpolitik 
betreffen, ausführlich Stellung genommen. Wenn 
ich heute das Wort nehme, so aus dem Grunde, 
weil der Herr Abg. H o  n n e r  die schon im Budget­
ausschuß aufgestellte Behauptung wiederholt 
hat, es würde im Westen unseres Landes ein 
Kader einer neuen Armee aufgestellt und 
ausgebildet werden. Ich kann dazu nur sagen, 
daß sich diese Behauptung von selbst wider­
legt. Nicht nur weil die Bevölkerung Zeuge 
unseres Tuns ist, sondern auch deshalb, 
weil in allen Zonen unseres Landes die sowjeti­
schen Kommissionen amtieren und diese Kom­
missionen durch sogenannte Österreicher von 
allen Vorgängen in diesen Ländern ausführliche 
Informationen einholen. Von diesen Stellen, 
die in den Bundesländern tätig sind, wäre 
wohl der Alliierte Rat ganz bestimmt schon 
damit befaßt worden, wenn die Behauptung 
des Abg. Honner von der Aufstellung eines 
Kaders einer neuen Armee richtig wäre. 

Wenn der Abg. Honner in diesem Zu­
sammenhang auch vorgebracht hat, daß der 
Aufwand für die Exekutive in der westlichen 
und der südlichen Besatzungszone Österreichs 
unverhältnismäßig größer ist als in der Ost­
zone, so trifft das wohl bei der Bundespolizei 
- das bestätige ich ihm -, keineswegs aber 
bei der Bundesgendarmerie zu. Der Aufwand 
für die Bundesgendarmerie beträgt für das 
ganze Bundesgebiet - wenn Sie das im Budget 
nachlesen - zirka 144 Millionen. Hievon ent­
fallen auf die sowjetische Zone ungefähr 55 Mil­
lionen, auf die amerikanische, britische und 
die französische Zone zusammen zirka 82 Mil­
lionen. Diese Zahlen allein beweisen, daß die 
Ostzone mit Rücksicht auf ihre Bevölkerungs­
zahl eher in stärkerem Maße bedacht ist als 
die westliche und südliche Besatzungszone. 
Der Umstand aber, daß der Aufwand für die 
Bundespolizei in Niederösterreich, im Burgen­
land und im MühlvierteI verhältnismäßig 
geringer ist als der in den westlichen Bundes­
ländern, ist ausschließlich darauf zurückzu­
führen, daß in den erwähnten östlichen Bundes­
ländern nur einige kleinere Polizeikommis­
sariate liegen, während in den anderen Zonen 
fünf große Polizeidirektionen unterhalten 
werden müssen. Der Herr Abg. Honner hat 
noch vergessen zu erwähnen, daß die Bundes­
polizeidirektion Wien eine große Summe der 
Budgetziffer verschlingt. 

Abg. Honner hat auch die Zensur erwähnt. 
Er hat festgestellt, daß sich seine Partei gegen 

die Zensureinrichtungen ausspricht. Darüber 
ist sich also das Haus einig, daß gegen die Art 
und Weise, wie die österreichische Bevölkerung 
mit Zensurmaßnahmen behelligt wird, eine 
einmütige Abwehr besteht. Wenn aber der 
Herr Abg. Honner in diesem Zusammenhang 
von einigen Dokumenten geredet hat, über die 
er verfügt, die einen Beweis dafür liefern sollen, 
daß die Zensur auch in der amerikanischen 
Zone unseres Landes geübt wird, so zeigt das, 
wie tief der Geheimdienst der KP schon ein­
gedrungen ist und selbst die Besatzungsarmeen 
nicht ausschließt. Es ist ja nur so möglich, 
daß der Herr Abg. Honner zu diesem Material 
kommt. 

Wenn der Herr Abg. Honner nun auch über 
das DP-Problem gesprochen hat, so muß ich 
sagen : So leicht, wie er es sich vorstellt, ist 
dieses Problem allerdings nicht zu lösen. Wenn 
der Herr Abg. Honner sagt, daß, für die ver­
setzten Personen zu sorgen, Aufgabe jener 
Staaten wäre, die sie vertrieben haben, so 
stimme ich ihm vollinhaltlich zu und bin davon 
überzeugt, daß die Frauen und Männer dieses 
Hauses gleich mir der gleichen Auffassung 
sein werden. Unschuldige Menschen aber, die 
Jahrhunderte lang auf demselben Boden sitzen, 
den sie mit Recht als ihre Heimat ansprechen 
können, mit Gewalt zu vertreiben, erscheint 
uns brutal, aber es scheint, wenn man über die 
Waffen verfügt, nicht schwer zu sein, gegen 
diese Menschen vorzugehen. Hinter all den 
Vertriebenen aus diesen Ländern steht jedoch 
ein Schicksal. Unser Land ist das Ziel tausender 
Vertriebener. So sehr uns das ehrt, daß wir 
in der Welt als ein Land angesehen werden, 
in dem das Menschlichkeitsgefühl noch nicht 
erstorben ist, so sehr müssen wir einstimmig 
aller Welt zurufen und mit Nachdruck darauf 
verweisen, daß unser armes Land auf die 
Dauer diese schweren Lasten allein nicht zu 
tragen vermag. Es vergeht kein Tag, ohne 
daß Hunderte von Menschen an unseren 
Grenzen Einlaß verlangen, die aus ihren 
Ländern zum Teil als politisch Verfolgte ver­
trieben wurden und zum Teil verängstigt aus 
dem Lande fliehen. Ich frage : Was soll mit 
diesen Menschen geschehen � 

Es wird uns von gewisser Seite der Rat er­
teilt, diese Menschen wieder in das Land zu­
rückzuschicken, aus dem sie aus Angst und 
Sorge um ihr kümmerliches Leben zu fliehen 
versuchten. Können wir das 1 Jene, die uns 
diesen Rat geben, haben aus der Geschichte 
scheinbar wenig oder gar nichts gelernt. 
(Rufe : Sehr richtig !) In allen Zeiten haben 
politisch Verfolgte Asyl im freiheitlichen Aus­
land gefunden. (Neuerliche Zustimmung.) 
Wenn heute die Sowjetunion auf ihre Vor­
kämpfer so stolz ist, muß man bedenken, daß 
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Lenin und seine Mitkämpfer nur so am Leben 
erhalten werden konnten, weil sie auf der 
Flucht vor dem sie verfolgenden Zarismus 
von der kleinen freiheitlichen Schweiz auf­
genommen wurden. ( Lebhafter, andauernder 
Beifall.) Das scheint heute alles vergessen zu 
sein, besonders j ene scheinen es vergessen zu 
haben, die die politisch Verfolgten heute 
wieder ihren Henkern ausliefern _ wollen. Sie 
an die Zeit zu erinnern, wo sie selbst verfolgt 
wurden, habe ich als notwendig empfunden. 
(Lebhafter Beifall .) 

Meine sehr geehrten Frauen und Herren ! 
Es ist heute auch hier in der Debatte über die 
Frage der Preise, der Preisregelung und darüber 
gesprochen worden, daß sich die Waren gerade 
jetzt zur Weihnachtszeit verteuern. Ich gebe 
zu, daß im gegenwärtigen Zeitpunkt eine sehr 
ernste Situation für unser Land daraus er­
wachsen ist. Als im Sommer des vergangenen 
Jahres die Preisregelung durch ein Gesetz 
einer Änderung unterzogen wurde, da geschah 
dies in der Hoffnung, daß dadurch ein weiteres 
Steigen der Preise nicht nur verhindert, sondern 
auch das schon damals sehr hohe Preisniveau 
gesenkt werden würde. Das haben auch alle 
j ene Befürworter, die Artikel aus der Preis­
regelung herausnehmen wollten, nachdrück­
liehst erklärt. Leider haben die Skeptiker recht 
behalten, die befürchteten, der Zeitpunkt für 
eine Auflockerung der Bewirtschaftungsvor­
schriften sei noch nicht gekommen und der 
eingeschlagene Weg würde statt zu einer Ver­
billigung zu einer weiteren Verteuerung führen. 
Leider muß mit größtem Bedauern festgestellt 
werden, daß es einem großen Teil der Erzeuger 
und besonders auch der Kaufleute, gleichgültig 
ob Groß- oder Kleinhandel, an der nötigen Ein­
sicht zu fehlen scheint, daß sie offenbar nicht 
sehen, daß es eine Forderung der Moral und 
des sozialen Gefühls ist, daß vom Gesetz ein­
geräumte Gewinnmöglichkeiten nicht bis zur 
äußersten Grenze ausgeschöpft werden dürfen. 
Der Eigennutz geht aber vielfach so wei t, daß 
die strengste Strafverfolgung von Preisdelikten 
in solchen Fällen, wo die gegenwärtige Gesetz­
gebung ausreicht, nicht genügt, um die ge­
wünschte abschreckende Wirkung zu erzielen. 
Ich muß immer wieder hören, daß die Polizei, 
die Bezirkshauptmannschaften und die Preis­
behörden zu strenge vorgehen. Mir werden 
darüber sehr harte Vorwürfe gemacht. Nichts­
destoweniger hören die Nichtbeachtung der 
bestehenden Preisvorschriften und die sinn­
reichsten Methoden zur Umgehung dieser 
Vorschriften nicht auf. Ich werde mich des­
halb durch noch so laute und noch so heftige 
Angriffe nicht abschrecken lassen, auf der 
genauen Einhaltung der Preisvorschriften zu 
beharren, und ich versichere allen Beamten, 
auch denen der Exekutive, daß sie meiner 

vollen Unterstützung gewiß sein können und 
daß ich gegen alle Übeltäter auf diesem Gebiet 
rücksichtslos, und zwar nicht nur rücksichts­
los gegen die Täter selbst, sondern auch ohne 
Rücksicht auf deren eventuelle Beschützer, 
einschreiten werde. (Beifall bei den Sozialisten.) 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt wird darüber 
beraten, ob es Möglichkeiten gibt, im Rahmen des 
Bedarfsdeckungsstrafgesetzes eine Ausweitung 
eintreten zu lassen. Ich bin mir vollständig 
darüber im klaren, daß diese administrativen 
Maßnahmen nur Aushilfsmittel sein können, 
zu denen ich aber greifen muß ,  da aus all­
gemein bekannten Gründen legislative Maß­
nahmen in diesem Sinne zu spät kämen. Es 
werden aber unverzüglich Verschärfungen der 
in Betracht kommenden Gesetze - das sind 
vor allem das Preisregelungsgesetz und das 
Bedarfsdeckungsstrafgesetz - ausgearbeitet 
werden, und wenn sich nicht in kürzester Zeit 
eine bestimmte Einsicht und Umkehr in der 
Preispolitik der Erzeuger und Verkäufer, vor 
allem aber im Großhandel zeigen wird, werden 
auch diese verschärften Vorschriften erlassen 
werden. 

Ich habe niemals davor zurückgeschreckt 
zu erklären, daß ich die strengen Bindungen 
der Wirtschaft nicht als einen wünschens­
werten Dauerzustand ansehe. Eine freie Wirt­
schaft ist aber untcr den gegebenen Verhält­
nissen, die wohl auch ein begeisterter Vertei­
diger dieses Systems nicht als normal ansehen 
wird, nur dann möglich, wenn in allen Kreisen 
der Bevölkerung die nötige soziale Einsicht 
hinsichtlich des schrankenlosen Eigennutzes 
besteht. (Beifall bei den Sozialisten.) Das ist 
leider nicht festzustellen und ist also nicht der 
Fall. 'Wenn diese Bremse von den in Betracht 
kommenden Kreisen nicht selbst angewendet 
wird, dann bleibt nichts anderes übrig als ein 
System der scharfen Überwachung, des scharfen 
Zwanges und der scharfen Strafen. In dieser 
Richtung sind Aufträge an die Polizei behörden , 
an die Bezirkshauptl11annschaften und an die 
Preisbehörden ergangen. Um unsere Bevölke­
rung in den S tädten und Industrieorten und 
die gesamte einkaufende Bevölkerung zu 
schützen, werde ich trachten und alles tun, 
damit die an diese Stellen gerichteten Auf­
träge restlos durchgeführt werden, und ich 
werde diese Durchführung trotz aller Angriffe, 
die gegen mich erfolgen, überwachen. (Beifall 
bei den Sozialisten.) 

Die vom Abg. V o i t h o fer vorgebrachten 
Wünsche der Exekutive nehme ich zur Kennt­
nis ; sie werden überprüft werden. Die An­
klagen, die er erhoben hat, werden gleichfalls 
überprüft werden, und ich bitte ihn, mir das 
notwendige Material zur Verfügung zu stellen. 
Ich stelle ausdrücklich fest, die Exekutive und 
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die Angehörigen der Exekutive haben das 
I 

offene 'Vorte. Wir danken es den beiden 
Recht, als Menschen behandelt zu werden ; Männern, dem Minister und seinem Staats­
aus ihrem Recht darauf leite ich die Pflicht sekretär, daß sie bei j eder Gelegenheit die 
ab, daß , wenn ihnen ein Unrecht geschieht, Gefahr, in der uns nicht nur wir, sondern in 
ich sie zu schützen habe. Ich .verde sie schützen, der sich ganz Europa befindet, aufzeigen. "Wenn 
ganz gleich, wer sie in ihrer Menschenwürde man das Neofaschismus nennt, dann erinnert 
und Pflichterfüllung bedroht ! ( Lebhafter an- mich diese Ausdrucksweise an j ene Zeit, in 
haltende1' Beifall bei den Soz'ialisten.) der die nationalsozialistische Propaganda 

Präsident : Hohes Haus ! Ich möchte auf den 
Zwischenfall bei der Worterteilung nochmals 
zurückkommen und hier gegenüber dem Herrn 
Abg. B r u n n e r  feststellen, daß ein Minister 
das Recht hat, jederzeit das Wort zu ergreifen. 
Der

' 
Herr Bundesminister hat sich zum Wort 

gemeldet, und ich habe ihm dasselbe auch 
pflichtgemäß und geschäftsordnungsmäßig er­
teilt. '\Venn sich der Herr Abg. Brunner da­
durch irgendwie in seinen Rechten bedroht 
fühlte, wäre der Weg gewesen, sich zu mir 
heraufzubegeben und sich zu überzeugen, wie 
es mit seiner Wortmeldung steht. Ich erteile 
ihm das �Wort. 

Abg .  Brunner : Hohes Haus ! Vor wenigen 
Wochen las ich in einer Zeitung, daß die künf­
tigen Wahlen ihre Schatten vorauswerfen. Die 
Budgetdebatte hat diese Nachricht bestätigt. 
Der Kollege E i b e g g e r  hat gestern die Volks­
partei bezichtigt, daß sie mit dem Programm, 
das anläßlich des Landesparteitages aus­
gesprochen wurde, Wahlmanöver treibe. Er 
hat die Härten des NB- Gesetzes behandelt ; 
ich werde darauf zurückkommen. Ganz be­
sonders aber hat der Herr Abg. H o n n e r  sich 
bemüßigt gefühlt, eine Zeit aufzurollen, die. 
wir schon längst hinter uns zu haben glaubten. 
Er hat von Heimwehrfaschisten, Austro­
faschisten und dergleichen gesprochen. 

Hohes Haus ! Die Achtung und die Ehre vor 
den Toten beider Seiten gebieten es mir, auf 
diese Zeit nicht weiter einzugehen, sonst dürfte 
ich nicht beim Jahre 1 934 stehenbleiben, 
sondern müßte bis auf das Jahr 1 9 1 9  zurück­
greifen. Wir haben uns als die zwei großen 
führenden Parteien gesagt, wir brauchen in 
unserem Vaterlande Ruhe und Ordnung. Es 
ist daher nicht angängig, daß dieses, ich möchte 
sagen, stille Übereinkommen immer wieder 
durchbrochen, immer wieder von früheren 
Heimwehrfaschisten und Austrofaschisten ge­
sprochen wird und die alten Wunden wieder 
aufgerissen werden. Vvenn wir schon einmal 
diesen Strich gezogen haben, so liegt es an uns, 
diese Linie auch bei der künftigen Zusammen­
arbeit einzuhalten und nicht immer wieder auf 
diese Dinge zurückzugreifen. 

Der Abg. Honner hat unseren Staatssekretär 
als Neofaschisten apostrophiert. Hohes Haus ! 
"Vir sind stolz auf unseren Staatssekretär 
G r a f. Der Mann bringt den Mut auf und spricht 

immer das Gegenteil von dem gesagt hat, was 
dann geschehen ist. 

Die Budgetdebatte gibt uns Gelegenheit, 
nicht nur einen Ausblick auf die voraussicht­
liche Gestaltung des Staatslebens im kommen­
den Jahr zu werfen, sondern vor allem auch 
Rückblick auf die Arbeiten der gesetzgeben­
den Körperschaften in der Vergangenheit zu 
halten. Der Nationalrat hat in den drei Jahren 
seit der Befreiung unseres Vaterlandes kein 
geringes Arbeitspensum vollbracht. In den 
Jahren 1 946 und 1 94 7 hat er an die 500 Ge­
setze verabschiedet, zu denen sich allein in der 
sehr kurzen Frühjahrstagung des laufenden 
Jahres weitere 67 Gesetze gesellten . Wenn 
angesichts dieser Zahlen von Gesetzesfabri­
kation gesprochen wird, so ist das verständ­
lich. Ebenso begreiflich ist es aber auch, daß 
sich da unter Gutem auch Schlechtes findet. 

Die schlechtesten und in ihren Folgen all­
seitig als verheerend bezeichneten Gesetze aber 
sind j ene, die das NB-Problem bereinigen 
sollten. In Wirklichkeit freilich haben gerade 
sie seine rasche Liquidierung verhindert, weil 
sie den psychologischen Boden, der nach dem 
Zusammenbruch des Hitlerregimes in Öster­
reich zweifellos vorhanden war, nicht zu nutzen 
wußten. Im Gegenteil ! Die NS-Gesetze haben 
durch ihre Mängel ein innerpolitisches Problem 
geschaffen, das zu den brennendsten unseres 
Staatslebens zählt, weil es in allen seinen Be­
reichen bedenkliche Folgen zeitigt. Ohne eine 
gerechte Lösung der NS-Frage ist aber weder 
eine ideelle noch eine materielle Gesundung 
des österreichischen Volkskörpers möglich. 

Nun ist es allerdings richtig, daß die NS­
Gesetze anders ausgefallen wären, wenn der 
Nationalrat freie Hand gehabt hätte, wenn er 
nicht j enen Einflüssen Rechnung zu tragen ge­
zwungen worden wäre, die die beabsichtigte 
gerechte Bereinigung schließlich verhinde�ten . 
Es wurde heute behauptet, wir hätten es da­
mals in der Hand gehabt, das NS- Gesetz nach 
unserem Willen zu schaffen. Das ist nicht 
richtig und wird gegen besseres Wissen be­
hauptet. Wir mußten einem kategorischen 
Imperativ folgen , und deswegen ist damals 
diese einstimmige Annahme erfolgt. �fit dem 
Herzen waren wir nicht dabei, aber nach außen 
hin mußten wir, da wir vor den Staatsvertrags ­
verhandlungen standen, dieses Gesetz an­
nehmen. Das entbindet uns aber nicht der 
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Pflicht, nach Wegen zu suchen, um auch heute 
noch bestehende ungerechte Härten der NS­
Gesetzgebung zu beseitigen. Es gibt solche 
Wege, wir müssen nur den Mut, den Willen 
und die Kraft aufbringen, dieses Problem allen 
Hindernissen zum Trotz sowohl vom ideellen 
Standpunkt der Menschlichkeit und echter 
Demokratie als auch vom materiellen Stand­
punkt der Wohlfahrt des Staates, der Wirt­
schaft und der Gesellschaft überhaupt ein für 
allemal befriedigend zu lösen. 

Seit dreieinhalb Jahren erwarten wir den 
äußeren Frieden. Ihn herbeizuführen, liegt 
nicht in unserer Macht. Seit dreieinhalb Jahren 
ermangelt uns der innere Friede. Ihn können 
wir schaffen, wenn wir dazu gewillt sind. Ich 
weiß, sich dahin durchzuringen fällt vielen 
unendlich schwer. Zerrissene Familienbande, 
teure Tote, persönliche Unbill, Verlust der 
Arbeitsstätte, zerstörte Heime, Kerker, Kon­
zentrationslager : das alles spricht eine er­
schütternde Sprache. Und trotzdem müssen 
wir all dem erlittenen persönlichen Leid das 
österreichische Schicksal entgegenstellen, das 
nur durch innere Geschlossenheit zum Guten 
gewendet werden kann. 

Dieser inneren Geschlossenheit aber steht 
noch immer der verfassungswidrige Tatbestand 
entgegen, daß wir immer noch verschiedene 
Gruppen von Staatsbürgern haben, für die 
zweierlei Recht gilt. Zweierlei Recht beinhaltet 
aber letzten Endes Unrecht. Zu Unrecht Ver­
folgte fühlen sich und müssen sich beiseite 
gedrängt und aus der Gemeinschaft aller Staats­
bürger ausgeschlossen fühlen. So gehen wert­
volle Kräfte für den Wiederaufbau des Staates 
verloren. Selbstverständlich wird niemand 
für jene eintreten, die, fußend auf der poli­
tischen Ebene, vom menschlichen Recht ab­
gewichen sind, denen gerichtssaalmäßig fak­
tische Verbrechen nachgewiesen sind und dafür 
gerechte Strafe aufgelastet worden ist. Eine 
Gesetzgebung, die einen solchen Trennungs­
strich zieht, wird von jedem rechtlich denken­
den Menschen gutgeheißen werden müssen. 
Aber um die auf bauwilligen , gutgesinnten 
Kräfte unter den ehemaligen Nationalsozia­
listen muß man sich endlich kümmern. 

Seit ihrem Bestand ist die ÖVP für die volle 
Eingliederung der Masse der ehemaligen Natio­
nalsozialisten, der sogenannten Mitläufer, in 
das Staats-,  Gesellschafts- und Wirtschafts­
leben, für Ablehnung von Haß und Rache und 
daher auch für die Ablehnung von Kollektiv-­
schuld und -sühne eingetreten. Da sich das 
im Mai 1945 erlassene erste Verbotsgesetz 
bald als ganz unmöglich erwies, wurde es durch 
das Nationalsozialistengesetz vom Juli 1 946 
ersetzt. Bei der damaligen innen- und außen­
politischen Lage konnte die ÖVP leider ihren 

großzügigen Befriedul1gsstandpunkt nicht 
durchsetzen. Nach über einem halben Jahr 
bangen Wartens hat dann der Alliierte Rat zu 
dem an sich schon viel zu harten Gesetz noch 
eine Unmenge einschneidender Wünsche hinzu­
gefügt, denen sich unsere Partei trotz größter 
Bedenken und Einwände in der Sorge um den 
baldigen Abschluß des Staatsvertrages und 
somit der Herstellung unserer vollkommenen 
Unabhängigkeit und Souveränität nicht ver­
schließen zu dürfen glaubte und daher dem 
Gesetz zustimmte. Wir geben es offen und 
männlich zu, daß dies leider ein Trugschluß 
war. Das Opfer wurde gebracht, aber die Gegen­
leistung, der erhoffte Staatsvertrag, blieb bis 
heute aus. 

Wir müssen nun kalt und klar erkennen und 
feststellen : innenpolitische Maßnahmen sind 
auf den Abschluß des Staatsvertrages ohne 
jeden Einfluß. Jeder Mensch und jede Gemein­
schaft soll aus den eigenen und fremden Fehlern 
lernen und begangene Fehler einsehen und gut­
machen. Eine Verfolgung wegen einer bloßen 
Zugehörigkeit zu einer politischen Partei, also 
wegen einer bestimmten Gesinnung ohne kon­
krete individuelle Schuld, verstößt gegen j ede 
wahre Demokratie. Wir wollen endlich einmal 
einen Schlußstrich ziehen unter die Vergangen­
heit und nicht ewig fragen : was warst du und 
was wolltest du ? sondern : was bist du und 
was willst du ? Unrecht wird nicht dadurch zu 
Recht, daß es als Vergeltung für anderes Recht 
gesetzt wird. Das führt zum Schluß zu den 
alten Zeiten der Blutrache, des Kampfes aller 
gegen alle und schließlich zum Chaos und 
Untergang. Es wird so lange eine Nazifrage 
geben, als es eine Naziverfolgung gibt. Mit 
dem Aufhören der Naziverfolgung gibt es in 
Kürze kein Naziproblem mehr. Leider ist es 
schon sehr spät, aber noch nicht zu spät. 
Schließen wir endlich die offene Wunde an 
unserem Volkskörper, schaffen wir endlich 
die innere Befriedung, bevor es zu spät ist ! 
Wir dürfen doch keine schuldlos Schuldigen 
schaffen und schon gar nicht einen gefährlichen 
Märtyrermythos und eine verzweifelte Despe­
radostimmung großziehen mit allen Gefahren 
für das Vaterland. Oder sollen wir viele unserer 
tüchtigsten und strebsamsten Mitbürger zur 
Auswanderung zwingen, weil ihnen das eigene 
Vaterland keine Möglichkeit zum Leben gibt 1 
Damit schaden wir j a  nur unserem Volks­
ganzen. 

Das Minderbelastetenproblem ist auch durch 
das sogenannten Amnestiegesetz noch bei 
weitem nicht befriedigend gelöst, das Be­
lastetenproblem aber überhaupt noch nicht. 
Das ganze NSDAP-Problem muß endlich aus 
der Atmosphäre der subjektiven Betrachtungs­
weise herausgehoben werden. Seien wir end-
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lieh entschlossen, es österl'eichisch zu lösen ! 
Nicht von Partei wegen, sondern von Staats 
wegen. 

Um diese Zielsetzung einer möglichst raschen 
Verwirklichung zuzuführen, hat sich am Sitz 
der Landesparteileitung der ÖVP der Steier­
mark ein Aktionsausschuß konstituiert. Der 
Aktionsausschuß zeigt alle unnötigen Härten 
und unbegründeten Mängel in der Anwendung 
des NS· und Verbotsgesetzes von 1 947 auf 
und trachtet , gangbare Lösungen durch­
zusetzen. Heute wurde von allen drei Parteien 
ausdrücklich �.

etont und festgestellt, daß jede 
Partei eine Anderung wünscht. Nun, wir 
können ja diese Änderung haben. Ich bitte 
Sie nur, diese möglichst bald herbeizuführen. 

Die Annahme des Nationalsozialistengesetzes 
war bekanntlich nicht der Wille des Volkes, 
so�dern eine staatspolitische Notwendigkeit, 
kemeswegs aber war es notwendig, die Aus· 
legung und Anwendung des Gesetzes in der 
Praxis mittels Verwaltungsmaßnahmen zu 
verschärfen. Eine Abänderung des Verbots­
gesetzes stößt dermalen auf kaum überwind­
liehe Schwierigkeiten, weil die Änderung eines 
Verfassungsgesetzes nach dem Kontrollab­
kommen der Zustimmung aller vier Besatzungs­
mächte bedarf. Kein gesetzliches Hindernis 
steht hingegen der Aufhebung oder Abände­
rung jener Verordnungen und Erlässe entgegen, 
die die Grundlage für die verschärfte Aus­
legung und Anwendung des Verbotsgesetzes 
in der Praxis bilden. Daher hat der Aktions­
ausschuß der Landesparteileitung der ÖVP 
die Aufhebung, beziehungsweise Abänderung 
aller jener Durchführungsverordnungen und 
Erlässe zum Verbotsgesetz gefordert, die ent­
gegen einer humanen Gesetzesanwendung eine 
unbegründete Verschärfung gebracht haben. 

Da ist vor allem der sogenannte Funktionär­
erlaß des Bundeskanzleramtes vom 2 1 .  Mai 
1 947 , der die Abgrenzung der belasteten Per­
sonen von den Minderbelasteten vorgenommen 
und durch seine erweiterte Auslegung des 
Funktionärbegriffes zu einer Unzahl belasteter 
Personen geführt hat. Dies trifft zunächst 
bei der großen Gruppe der kommissarisch be­
trauten Leiter von Partei. und Nichtpartei­
dienststellen zu, die der Funktionärerlaß den 
endgültig ernannten Parteifunktionären gleich. 
stellt, wiewohl erstere lediglich auftragsweise 
mit der Leitung einer Dienststelle betraut 
waren und erst nach abgelegter Probezeit und 
bei Bewährung ernannt werden sollten. Für 
die Funktionäreigenschaft im Sinne des Ver­
botsgesetzes kann jedoch nur die endgültige 
Ernennung maßgebend sein, weshalb nicht 
allein die mit der Wahrung der Geschäfte ver· 
tretungsweise betrauten Personen, sondern 
auch lediglich kommissarisch Berufene aus 

dem Kreis der Belasteten herausgenommen 
werden sollen. 

Eine Abänderung des Funktionärerlasses 
wäre aber auch hinsichtlich des Begriffes der 
Wehrverbandsführer notwendig. Hier hat sich 
der Erlaß auf den Standpunkt gestellt, daß es 
nur auf die Ernennung zum Rang eines Unter· 
sturmführers oder Gleichgestellten und auf. 
wärts ankomme und daß auch solche ehemaliae 
Angehörige von Wehrverbänden als belastete 
Personen anzusehen seien, welche einen solchen 
Rang lediglich ehrenhalber oder als sogenannte 
"z. V.-Führer" verliehen erhalten haben. Das 
hat dazu geführt, daß auch reine Ehrenführer 
und ausschließlich mit ärztlichen oder Ver· 
waltungsaufgaben betraute Personen als Be­
lastete festgestellt und vielfach auch verurteilt 
worden sind. Zur Beseitigung dieser unbilligen 
Härte wäre es notwendig, auch solche aus­
gesprochene Scheinränge aus dem Kreise der 
belasteten Personen herauszunehmen. 

Schließlich sind auch noch die ehemals dem 
NS-Soldatenring und NS-Offiziersbund an­
gehörigen Offiziere und Beamten zu erwähnen, 
die der Funktionärerlaß unabhängig von ihrem 
Rang in den genannten Gliederungen zu Be· 
lasteten erklärt hat. Diese Verfügung ist 
zweifellos gesetzwidrig, da nach dem Verbots· 
gesetz nur jene Angehörigen des NS-Soldaten­
ringes und NS- Offiziersbundes als belastete 
Personen gelten können, die in diesen Gliede· 
rungen auch tatsächlich zum Dienstrang eines 
Untersturmführers oder Gleichgestellten er· 
nannt worden sind. 

Ein weiterer Erlaß, der dringend einer Auf· 
hebung bedarf, ist der sogenannte Honner­
Erlaß. Er hat alle ehemaligen Parteimitglieder J 

die dem Ostmarkblock angehört haben, für 
illegal erklärt und hiedurch in der Gerichts­
praxis zu einer dem österreichischen Recht 
fremden Umkehr der Beweislast geführt, wo­
nach nicht der öffentliche Ankläger den Tat­
bestand der verbotswidrigen Betätigung zu 
beweisen hat, sondern der Angeklagte seine 
Nicht-Illegalität zu beweisen hätte. 

Jederzeit abänderbar ist auch die Durch­
führungsverordnung der Bundesregierung vom 
10. März 1 947 zum Verbotsgesetz 1 947 , die im 
§ 2, Abs. ( 1 ) ,  eine umfassende Liste aller j ener 
Verbände und Organisationen wiedergibt, deren 
Organe als Funktionäre im Sinne des Verbots­
gesetzes anzusehen seien. Die daselbst auf­
gezählten Organisationen müssen auf das 
äußerste beschränkt werden, da die wenigsten 
dieser Verbände von politischer Bedeutung 
gewesen sind und die Erfassung ihrer Organe 
als Funktionäre im Sinne des Verbotsgesetzes 
eine unbegründete Härte darstellt . 

Ein neuer Erlaß hinwiederum ist dahin­
gehend erforderlich, daß das gewöhnliche 
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Ehrenzeichen der HJ, und zwar das mit glattem 
Rand, nicht mit dem Goldenen Ehrenzeichen 
der HJ, also dem mit goldenem Eichenlaub-, 
rand, verwechselt werden darf, wie dies bisher 
bei den Registrierungsbehörden und Volks­
gerichten geschehen ist. Zu diesem Punkt 
bedarf es einer näheren Aufklärung. 

Hohes Haus ! Wir Abgeordneten haben im 
Februar 1 947 das NS-Gesetz verabschiedet. 
Im § 4 wurden die Ehrenzeichen und die Aus­
zeichnungen aufgezählt, die zu verfolgen sind. 
Es heißt da, zu verfolgen sind die Träger von 
Goldenen Parteiabzeichen, Blutordensträger , 
Träger von Ehrenzeichen aus Bronze, Silber 
und Gold und des Goldenen Ehrenzeichens der 
Hitlerj ugend . Das ist der konkrete Tatbestand 
und der Inhalt des Gesetzes. "Wir wurden heuer 
anläßlich des hundertj ährigen Bestandes des 
Parlamentarismus von der höchsten Person 
unseres Staates, vom Herrn Bundespräsi­
denten Dr. R e n n e r ,  auf die Pflichten auf­
merksam gemacht, die wir Abgeordnete haben. 
Wir haben nicht nur Gesetze zu beschließen, 
sondern sind auch verpflichtet, zu trachten 
und zu schauen, daß die Gesetze entsprechend 
ausgelegt werden, daß ihnen kein anderer 
Sinn unterschoben wird. Und hier haben wir 
ein typisches Beispiel, wie man in Österreich 
Gesetze auslegt. Man nimmt im Zweifelsfall 
nicht den kleineren Teil, sondern bemüht 
sich, das Schärfere herauszukonstruieren, denn 
herauslesen kann man es nicht. Im Gesetz 
steht im § 4 klar, was zu verfolgen ist. 

es seinerzeit Buben waren, denen die Zeit von 
acht Jahren bis zum Jahre 1 938 angerechnet 
wurde. (Abg. Fi8c h e r :  Haben Sie noch ein 
paar Ehrenzeichen in der Tasche ?) 

Wie wurde nun diese Verfügung begründet � 
Es hieß ,  in dem Organisationsstatut der 
NSDAP sei festgelegt, daß es ein Goldenes 
Ehrenzeichen der Hitlerjugend und ein Ehren­
zeichen der Hitlerjugend gibt. Da man keine 
Unterlagen hatte, hat man angenommen, auch 
das einfache Ehrenzeichen sei als Goldenes 
Ehrenzeichen zu betrachten. Nun habe ich 
Ihnen diese Unterlagen gebracht. Es ist mir 
in dreimaliger Vorsprache im Innenministe­
rium nicht gelungen, den Widerruf des seiner­
zeitigen Erlasses zu erwirken. Die Gerichte 
und die Volksgerichtssenate können ja gar 
nicht anders als verurteilen, weil sie eben diesen 
Erlaß der Sicherheitsdirektion haben, nach 
dem das Ehrenzeichen genau so zu verfolgen 
ist, weil es mit dem Goldenen Ehrenzeichen 
der Hitlerjugend gleichgestellt ist. Ich war zum 
letzten mal vor wenigen Tagen in den Räumen 
der Generaldirektion für die öffentliche Sicher­
heit und ich habe mich darum bemüht. Da 
wurde mir gesagt, es könnten auch die Doku­
mente falsch sein, denn im Soucek-Prozeß 
wurden verschiedene Dokumente als falsch er­
kannt und dann auch als solche behandelt. 
Diese Dokumente sind echt, und wenn jemand 
daran zweifelt, so gebe ich ihm den Original­
briefumschlag vom 1 7 .  November 1 942 , von 
Berlin. Und wenn j emand noch weiter daran 
zweifelt, so gebe ich ihm auch die Nummer 
der Post. (Abg. Fi8c her : Wir zweifeln gar 
nicht!) 

Es ist nicht meine Art, hier etwas aufzu­
zeigen, was ich vielleicht Gelegenheit gehabt 
hätte, aus der Welt zu schaffen. Ich habe mich 
durch Monate bemüht, bei den maßgebenden Mit solchen Dingen tut man eine Sache nicht 

Stellen vorzusprechen, und habe um Verständ- ab. Man erweist dem Parlament einen 

nis dafür ersucht, daß das Goldene Ehren- schlechten Dienst, wenn man sich bemüht, 

zeichen der HJ etwas anderes ist als das Ehren- Gesetze, die ohnehin schon streng genug sind, 

zeichen der HJ. Es war alles umsonst. Dann noch strenger auszulegen. Wir lehnen es ab, 

ist es mir gelungen, Originale dieser Ehren- i daß wir für eine solche D
.
urchführung unserer 

urkunde ausfindig zu machen. (Beide Urkunden Gesetz?ebung ",:era�tworthch gemacht w�rden . 

vorwei8end :) Das ist die Urkunde für das Ehren- Das kon�len WIr mcht zugeben, denn Sie alle 

zeichen der HJ. Diese bekamen Leute die als tragen (he Verantwortung dafür, und das Volk 

Lausbuben von acht Jahren aufwärts zur könnte es nicht verstehen, wenn die Auslegung 

Hitlerjugend gekommen sind, weil sie nur den I eines Gesetzes anders ist als der klare Wortlaut. 

Nachweis erbringen mußten, daß sie 1 932 Einer Aufhebung, beziehungsweise Ab­
schon bei der Hitlerjugend waren. Man hat änderung bedarf auch der Erlaß des Bundes­
aber keinen Unterschied gemacht und hat diese kanzleramtes über dienstrechtliche Auswir­
Leute genau so verurteilt, ihren Vermögens- kungen des Amnestiegesetzes vom 28. Juni 

,verfall ausgesprochen und dergleichen ; man 1 948, der für die Übernahme amnestierter 
hat sie, wie die Träger des großen Ehren- Minderbelasteter in den öffentlichen Dienst 
zeichens, als Belastete eingestuft. Für die zusätzliche Beschränkungen und Überprü­
Träger des Goldenen Ehrenzeichens habe ich fungen aufgenommen hat, die weder mit dem 
nichts übrig ; das war nur eine kleine Anzahl, Wortlaut noch mit dem Geist des Amnestie­
in jedem Land vielleicht zehn, fünfzehn oder, gesetzes vereinbar sind und auch in der Bevöl­
wenn es hoch gegangen ist, zwanzig, aber Be- kerung einen ablehnenden Widerhall gefunden 
sitzer des gewöhnlichen Ehrenzeichens gab haben. F ür die Wiedereinstellung eines Be­
es oft hundert oder mehr in einem Land, weil , amten kann nicht seine politische Vergangen-
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heit, sondern lediglich seine heutige Einstellung 
zum österreichischen Staat und seine charakter­
liche und fachliche Eignung maßgebend sein. 
Es wird daher mit Nachdruck die Forderung 
erhoben, alle jene Verwaltungsmaßnahmen zu 
beseitigen, die nicht das restlose Aufhören der 
Sühnefolgen für minderbelastete Personen ge­
währleisten. 

Auf finanzrechtlichem Gebiet bedarf es vor 
allem der Beseitigung des Ministerratsbe­
schlusses, wonach ein Nachlaß der einmaligen 
Sühneabgabe durch das Gnadenrecht des 
Bundespräsidenten nach § 27 des Verbots­
gesetzes grundsätzlich nicht zu erfolgen habe, 
sowie des Erlasses des Bundesministeriums für 
Finanzen vom 1 1 .  April 1 947 , mit dem selbst 
die Anwendung des § 1 3 1  der Abgabenordnung 
für die einmalige Sühneabgabe ausgeschaltet 
wurde. Es ist nicht einzusehen, warum durch 
Verwaltungsmaßnahmen auch noch die wenigen 
gesetzlichen Möglichkeiten, in besonderen 
Härtefällen Ausnahmen zu gewähren, ausge­
schaltet werden sollen. Es gilt, zumindest den 
Gnadenweg sowie die gesetzliche Möglichkeit 
der Nachlaßgewährung in allen jenen Fällen 
offenzuhalten, wo zufolge Vermögensverlustes 
nach dem Stichtag vom 1 .  Jänner 1 944 die 
Einhebung der einmaligen Sühneabgabe sowohl 
sittlich als auch wirtschaftlich nicht gerecht­
fertigt werden kann. Ich sage Ihnen nichts 
Neues. Sie alle, meine sehr verehrten Kolle­
ginnen und Kollegen, wissen, daß die einmalige 
Sühneabgabe mit dem Stichtag 1 .  Jänner 1944 
vorgeschrieben wurde. Ich will für keinen 
sühneabgabepfiichtigen Menschen, der das 
volle Vermögen behalten hat, irgendwie eine 

Vor allem aber ist eine Heimkehreramnestie 
erforderlich, da es überaus unbillig und un­
gerecht ist, Soldaten, die jahrelang die Ge­
fahren des Krieges sowie die Leiden der Ge­
fangenschaft über sich ergehen lassen mußten, 
nach ihrer Rückkehr in die Heimat mit den 
Sühnefolgen des NS- und Verbotsgesetzes zu 
belasten. Damit soll endlich einmal ein end­
gültiger Schlußstrich unter die Vergangenheit 
gezogen, die innere Befriedung wirklich her­
gestellt und sollen alle Kräfte für den Wieder­
aufbau unseres Vaterlandes in seinen N ot­
zeiten am richtigen Platz eingesetzt werden. 

Hohes Haus ! Sehen Sie in mir keinen Ex­
offo- Verteidiger der Nazi ! Ich habe über sieben 
Jahre Zeit gehabt, über Probleme nachzu­
denken, wofür ich früher nie Zeit fand. Ich 
kam in diesen sieben Jahren und einem Monat 
unserem Herrgott näher, ich bin Tat-Christ 
geworden und habe mir damals gesagt : nur 
auf dem Wege des Verständnisses, der Ver­
ständigung und der gegenseitigen Liebe können 
wir wieder einmal, wenn wir das Glück haben, 
lebend aus diesen Kerkern herauszukommen, 
ein neu es Vaterland aufbauen, nicht durch 
Haß, sondern nur durch positives Christentum. 
Wenn dieses positive Christentum überall be­
jaht würde, nicht nur in unserem kleinen Lande 
sondern in Europa und in der ganzen Welt 
(Abg. Dr. Pit t e r mann: Auch in der Handels. 
kammer I) , so glaube ich sagen zu können, 
wir würden viel weiter sein und brauchten 
uns über Probleme wie über Krieg und Frieden 
nicht zu unterhalten. (Lebhafter Beifall bei 
der (J V  P.) 

Erleichterung schaffen. Aber es gibt Tausende Präsident : Damit ist die Beratung dieser 
und Tausende von Fällen, in denen nach dem Gruppe e r l e d i g t. 
1 .  Jänner 1944 ein Vermögensverlust zur Hälfte 
oder zur Gänze eingetreten ist. Sie wissen, daß Wir kommen nun zur Gruppe V, bestehend 
die Bombardierungen in Wien und Österreich aus Kapitel 10 : Justiz. 
erst im Jahre 1 944 eingesetzt haben. Außer- Es ist vereinbart worden, daß die Verhand. 
dem waren Wien, Niederösterreich und Ost- lungen für heute um 12 Uhr geschlossen werden. 
steiermark Kampfgebiet. Die betroffenen Ich möchte nicht gegen diese Vereinbarung 
Leute müssen jetzt diese Abgabe für handeln, bitte aber, zu gestatten, daß der 
Bestände zahlen, die vor dem 1 . Jänner 1944 Berichterstatter wenigstens die Verhandlungen 
vorhanden waren. Das ist ein Unrecht, für einleitet. Es ist dies der Herr Abg. M a r k. 
das durch einen Gnadenakt die Möglichkeit (Nach einer Pause:) Es wird dagegen keine 
der Aufhebung bestehen soll. Einwendung erhoben. Ich bitte ihn also, die 

Es können also auf rein verwaltungsmäßigem Verhandlung einzuleiten. 
Wege sofortige und wesentliche Milderungen 
der Härten des erst in einem späteren Zeit­
punkt behebbaren Verbotsgesetzes erreicht 
werden. Darüber hinaus sollten Sofortmaß­
nahmen auf dem Gebiete der Straf justiz ein­

Spezialberichterstatter Mark : Hohes Haus ! 
Ich hoffe, daß ich Ihre Geduld nicht über die 
vereinbarte Zeit hinaus in Anspruch nehmen 
muß. 

geleitet werden, welche die nach den sogenannten So wie in den vergangenen Jahren sind 
Formaltatbeständen des Verbotsgesetzes Ver- auch in diesem Jahr die Voranschlagsansätze 
urteilten raschest von den mit der Verurteilung sowohl für die Ausgaben als auch für die Ein­
verbundenen Straf folgen befreien und sodann I nahmen stark erhöht worden. Die Ausgaben, 
im Gnadenwege der Ausnahme von den übrigen die im Vorjahr mit 98,600.000 S veranschlagt 
Sühnefolgen zuführen sollen. wurden, werden in diesem Jahr mit rund 
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122,300.000 S, die Einnahmen, die im Vorjahr Wenn ich einige besonders interessante 
mit rund 15 ,600.000 S veranschlagt waren, Gebiete herausheben darf, so möchte ich 
werden nun mit 29,000.000 S eingesetzt. Ihnen über die Volksgerichte mitteilen, daß 
Leider ist die Erhöhung der Ausgaben nicht bisher seit ihrem Bestehen - in den westlichen 
etwa eine Folge einer wesentlichen Ver- Ländern seit einem späteren Termin als in 
stärkung des Einsatzes an Menschen, die der östlichen Zone - insgesamt 1 19 .088 Fälle 
diese Aufgaben zu bewältigen haben, sondern anhängig gemacht wurden-, von denen 51.843 
sie ist im wesentlichen auf die Auswirkung eingestellt werden konnten. Anhängig blieben 
des Lohn- und Preisabkommens und auf 20.993 und in 20. 1 93 Fällen wurde die Anklage 
die Tatsache des Anziehens der Preise für die tatsächlich erhoben. In 15 .329 Fällen ist das 
Sacherfordernisse des Ministeriums zurück- Urteil bereits erflossen ; mehr als ein Drittel, 
zuführen. Die Zahl der Menschen, die im 5523 Fälle, wurden durch Freispruch erledigt, 
Justizressort arbeiten und die für die Besserung während 9806 Fälle zu Schuldsprüchen, davon 
der Rechtspflege in Österreich sorgen sollen, 43 zur Todesstrafe, führten. 
konnte nur geringfügig verstärkt werden. Ein anderes Gebiet, das viel in der öffent­
Immerhin ist es möglich gewesen, die lichen Diskusssion behandelt wurde, ist das 
Zahl der Richter etwas zu erhöhen. Während der Wahlschwindelprozesse, in denen im ganzen 
im Vorjahr von 1 23 1  vorgesehenen Dienst- 7663 Fälle behandelt wurden. Die meisten 
posten nur 949 besetzt werden konnten, wurden negativ, durch Aufhebung des Ver­
gelang es heuer, 1 055 von 1 305 im ganzen fahrens erledigt, in 1046 ist ein Urteil erflossen, 
vorgesehenen Dienstposten zu besetzen. Bei und 1445 Fälle sind heute noch anhängig. 
den Staatsanwälten ist die Zahl der besetzten 
Dienstposten von 99 auf 1 1 7  gestiegen, · so daß Viel besprochen wird auch die Frage der 

nicht mehr so wie im Vorjahr 24, sondern Rückstellungen und der Rückgaben. Hier haben 

nur mehr 6 Dienstposten von Staatsanwälten wir folgendes Bild, das auch die überaus große 

unbesetzt sind. Insgesamt sind im Justiz- Belastung der Gerichte beweist : 

ressort der zweiten Republik 336 Personen Bei den Rückstellungskomissionen wurden 
neu in den Dienst eingetreten, und 169 von 1 5.41 9 Anträge gestellt, 1026 davon wurden 
ihnen konnten bereits definitiv zu Richtern zurückgezogen, 554 wurden an andere Behörden 
oder Staatsanwälten ernannt werden. abgegeben, in 2294 Fällen wurde dem Rück-

stellungsanspruch stattgegeben, 1 641 Fälle 
Es ist klar, daß die Überlastung der Gerichte führten zu einem Vergleich, 1 079 Begehren 

noch immer in einem hohen Maße andauert. mußten abgewiesen werden, so daß heute noch 
Trotzdem haben die stark überlasteten Richter 8825 Rückstellungsanträge anhängig sind. Ich 
und Staatsanwälte sowie das Kanzleipersonal glaube, aus diesen Zahlen erhellt deutlich, 
so gearbeitet, daß man bei den ländlichen daß die Rückstellungsgerichte mit größter 
Gerichten meistens schon wieder den Friedens- Sorgfalt arbeiten, und die verhältnismäßig 
zustand erreichen konnte und daß man auch große Zahl der abgewiesenen Anträge zeigt, 
sonst überall die Rückstände im wesentlichen daß nicht jedem Anspruch manche 
aufarbeiten konnte. Nur bei zwei Gerichten, werden j a unbegründeterweise gestellt -
beim Straflandesgericht und beim Zivilgericht stattgegeben wird. Rückgabefalle sind immer­
Wien, sind die Zustände noch keineswegs hin in einer viel geringeren Zahl angefallen. 
befriedigend. Heute sind nur mehr 1 05 anhängig. Wir 

Den Umfang der Arbeit, die geleistet werden hoffen zuversichtlich, daß- das kommende Jahr 

mußte, erkennt man vielleicht am besten eine restlose Erledigung aller Rückstellungs­

aus folgenden Zahlen : Am 1 .  Jänner 1 948 und Rückgabeprozesse bringen wird, und 

waren in Österreich 55.780 Straffälle anhängig. glauben, daß dies für die Entwicklung der 
österreichischen Rechtssicherheit auf diesem In der Zeit vom 1 .  Jänner bis 30. Sep-

tember 1948 sind 56.453 Straffälle dazu- Gebiete sehr wesentlich wäre. 

gekommen, so daß zusammen über 1 1 2 .000 Wenn wir die einzelnen Teile des Vor­
Straffälle in Behandlung waren. Davon wurden anschlages für 1 949 durchgehen, werden wir 
fast 67 .000 Fälle erledigt, so daß am 30. Sep- bei vielen Posten keine wesentlichen Er­
tember nur mehr 45.293 anhängig waren. höhungen finden. So finden wir auf der 
Die Zahl der anhängigen Straffälle ist in der Ausgabenseite weder für das Ministerium 
Zeit vom 1 .  Jänner bis 30. September 1 948 selbst noch für die obersten Gerichte irgend- . 
also um mehr als 10.000 gesenkt worden. welche wesentliche Änderungen . Bei Titel 3 :  
Ich glaube, wir alle müssen dieser Tatsache Justizbehörden in den Ländern, können wir 
ein besonderes Augenmerk zuwenden und aber feststellen, daß eine starke Erhöhung 
Richtern, Staatsanwälten und dem Kanzlei- des Personalaufwandes eingetreten ist, der 
personal für diese fast übermenschliche Arbeit um fast neun Millionen erhöht wurde ; dazu 
den herzlichsten Dank aussprechen. kommt die starke Erhöhung der Kranken-
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versicherungs- und Sozialversicherungsbeiträge. ! 
Eine interessante Tatsache ist, daß die Kosten 
für die Beheizung erheblich, um mehr als 
eine Million Schilling, erhöht werden konnten, 
so daß wir nun damit rechnen können, daß 
die Richter im kommenden Jahr ihre sehr 
schwierige Arbeit doch wieder in geheizten 
Räumen besorgen können. Wir wissen ja alle, 
daß der ungeheure Arbeitsaufwand in den 
letzten Jahren häufig unter den allerun­
günstigsten Verhältnissen geleistet werden 
mußte. 

Bei Titel 4 : Strafanstalten, ist vielleicht 
von Bedeutung, daß sich zwei Ansätze erhöht 
haben. Zunächst die Haftkostenvon 7 , 108.000 S 
auf 8,760.000 S. Wenn man dies bei einer an­
genommenen Zahl von rund 1 0.000 Häftlingen 
auf Kopf und Tag der Haft umrechnet, so 
bedeutet dies eine tägliche Erhöhung des 
Aufwandes pro Kopf und Tag auf S 2.20 
gegenüber S 1 .75 im Vorjahr : auch eine 
Folge der Teuerung. 

Interessant ist auch, daß die Ausgestaltung 
der Wirtschaftsbetriebe der Strafanstalten eine 
Erhöhung der Ausgaben von 1 ,200.000 S auf 
3,000.000 S mit sich gebracht hat, während auf 
der anderen Seite auch die Einnahmen in 
diesen Wirtschaftsbetrieben wesentlich, von 
2·2 auf 5 Millionen Schilling, erhöht werden. 
Wir glauben, daß dies sehr wichtig ist, weil 
der Strafzweck durch eine Art Arbeitsfürsorge 
leichter und besser erreicht werden kann. 

Was die übrigen Ansätze des Voranschlages 
betrifft, so möchte ich nicht mehr auf Einzel­
heiten eingehen. Interessant ist noch, daß eine 
starke Erhöhung der Einnahmen aus den 
Gebühren, Ersätzen und Strafgeldern von 
12 Yz auf 22 Millionen vorgesehen ist. Darauf 
ist auch die starke Erhöhung auf der Ein­
nahmenseite zurückzuführen. 

Der Budgetausschuß hat sich in einer sehr 
eingehenden Debatte, an der eine große Zahl 
von Rednern teilgenommen hat, mit dem 
Justizbudget beschäftigt und ist über­
eingekommen, den A n t r a g  zu stellen, der 
Nationalrat wolle dem Kapitel 10 : Justiz, 
des Bundesvoranschlages für 1949 die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. Darüber 
hinaus hat er auch vier Entschließungs­
anträge beschlossen und schlägt vor, sie 
ebenfalls anzunehmen. 

Der l .  E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  befaßt 
sich mit der Auflösung der Volksgerichte. 
Er lautet (liest) : 

"Der Bundesminister für Justiz wird auf­
gefordert, dem Nationalrat ehestens einen 

Gesetzentwurf vorzulegen, demzufolge die 
Volksgerichte aufgelöst und ihre Agenden 
an die ordentlichen Strafgerichte rück­
geführt werden . "  
Die 2 .  E n t s c h l i e ß u n g  beschäftigt sich 

mit dem erhöhten Wirkungskreis der Beamten, 
die als Rechtspfleger tätig sind. Sie lautet 
(liest) " 

" Der Bundesminister für Justiz wird auf­
gefordert, dem Nationalrat ehestens einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, demzufolge den 
Rechtspfiegern (Beamten des gehobenen 
Fachdienstes) ein erhöhter Wirkungskreis 
übertragen werden soll. Gleichzeitig wird er 
ersucht, diesen Rechtspflegern im Rahmen 
der gegebenen finanziellen Lage des Mini. 
steriums für die geleistete Mehrarbeit eine 
entsprechende Belastungszulage zu ge­
währen . "  
Die 3 .  E n t s c h l i e ß u n g  betrifft die Wieder­

einführung des vollen Berufungsrechtes im 
Strafverfahren ; sie lautet (liest) : 

"Der Bundesminister für Justiz wird auf­
gefordert, ehestens einen Gesetzentwurf über 
die Wiedereinführung des vollen Berufungs­
rechtes im Strafverfahren vorzulegen." 
Schließlich ist eine 4. E n t s c h l i e ß u n g  vor-

zutragen, die sich mit Straftilgung und be­
dingter Entlassung beschäftigt. Sie lautet 
(liest) " 

"Der Bundesminister für Justiz wird auf­
gefordert, ehestens eine Novelle zum Straf­
tilgul1gsgesetz und zum Gesetz über die 
bedingte Entlassung vorzulegen. Hiebei 
sollen die Tilgungsfristen entsprechend dem 
Ausmaße der verhängten Strafe abgestuft 
herabgesetzt werden. Die bedingte Ent­
lassung soll insbesondere für solche Personen 
wesentlich erleichtert werden, die zur Zeit 
der Verurteilung nicht vorbestraft waren. "  

Ich bitte Sie, dem Antrag des Finanz- und 
Budgetausschusses auf Zustimmung zum 
Kapitel 10 samt den gefaßten Entschließungen 
Folge zu geben. 

Präsident Kunschak : Ich unterbreche die 
Verhandlungen über die Spezialgruppe Justiz 
und schreite zum Schluß der Sitzung. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für Montag, 
den 13. Dezember, 14 Uhr, ein. Tagesordnung : 
Fortsetzung der Beratung der Gruppe V und 
Vornahme der Beratung über die Gruppe VI. 
Wird dagegen Einspruch erhoben ? (Niemand 
meldet sich.) Es ist nicht der Fall. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n .  

Schlu13 der Sitzung : 12 Uhr 5 Minuten. 
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